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Einführung 
 
Dieses Jahr wird vor allem für seine Terroranschläge in Frankreich und der Türkei sowie für 
den massiven Strom von Flüchtlingen im Gedächtnis bleiben, die verzweifelt versuchen, 
Europa zu erreichen, um den Schrecken des Bürgerkriegs in Syrien und anderen 
Unterdrückungsregimes zu entkommen. Bei einem der brutalsten Angriffe – einem 
Bombenattentat auf eine Antikriegsdemonstration in Ankara – wurden 97 Menschen getötet. 
Unter den Opfern waren auch Aktivisten der Verbände DISK (Devrimci Isçi Sendikaları  
Konfederasyonu – Verband Revolutionärer Arbeitnehmer-Gewerkschaften) und KESK 
(Kamu Emekçileri Sendikaları Konfederasyonu – Verband der Gewerkschaften der 
öffentlichen Dienste). Der EGÖD verurteilte dieses Attentat scharf, übermittelte 
Beileidsbekundungen an seine dortigen Partner und erhob gegenüber Federica Mogherini, 
der Hohen Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik, Protest 
gegen die anhaltende Verfolgung der Kurden durch die türkische Regierung 
(www.epsu.org/a/11733).  
 
Frankreich war gleich zweimal Ziel von Terroranschlägen – zuerst im Januar, bei dem 
Attentat auf die Mitarbeiter des Satiremagazins Charlie Hebdo (www.epsu.org/a/11049) und 
dann im November, als bei der Anschlagsreihe in Paris 130 Menschen getötet und Hunderte 
verletzt wurden. Gemeinsam mit vielen Partnern sprach der EGÖD auch hier allen 
Betroffenen sein Beileid aus und bekundete seine Solidarität mit den französischen Partnern 
(www.epsu.org/a/11805). 
 
Der EGÖD und die IÖD äußerten sich auch mehrfach zur Flüchtlingssituation: Bei einer 
Reihe von Gelegenheiten forderten sie mehr Ressourcen, um diese Menschen in Empfang 
nehmen zu können, und einen Wandel in der Politik, um diejenigen Länder zu entlasten, die 
den stärksten Zustrom zu bewältigen haben.  
 
Doch obwohl 2015 ein Jahr voller Herausforderungen war, hatte der EGÖD auch einige sehr 
bedeutende Siege zu feiern. Zwei der wichtigsten waren die Abstimmung im EU-Parlament, 
die zugunsten der Bürgerinitiative „Recht auf Wasser“ ausfiel, und die Unterzeichnung eines 
Abkommens mit den Arbeitgebern in zentralen Staatsverwaltungen in Bezug auf 
Mindestrechte auf Information und Konsultation. In beiden Fällen werden wir unsere 
Lobbyarbeit bei der Europäischen Kommission fortsetzen, um 2016 weitere Fortschritte 
hinsichtlich der Gesetzgebung in diesen Bereichen zu erzielen. 
 
Einer unserer Schwerpunkte in diesem Jahr lag auf unserer Lobby- und Kampagnenarbeit 
zu den Themen Steuergerechtigkeit und Handel. Was das Steuerwesen angeht, hat sich der 
EGÖD inzwischen ein hervorragendes Profil erworben und ist zu einem der wichtigsten 
Akteure in der Steuerdebatte auf europäischer Ebene geworden, insbesondere wenn es um 
die Entwicklungen in Steuerverwaltungen geht. Unser Bericht zu McDonald's – als Teil einer 
Koalition mit der US-amerikanischen Dienstleistungsgewerkschaft SEIU und dem 
europäischen Gewerkschaftsverband EFFAT für Mitarbeiter in der Lebensmittel-, 
Landwirtschafts- und Tourismusbranche – wurde für Mitglieder des Europäischen 
Parlaments ebenso wie für die Presse zum Standard-Referenzwerk.  
 
Wir haben die Entwicklungen bei den einzelnen Freihandelsabkommen – TTIP, CETA, TiSA 
– genau im Auge behalten und gemeinsam mit unserer Schwesterorganisation 
Internationale der Öffentlichen Dienste (IÖD) sowie anderen Organisationen und nationalen 
Partnern höchst effektiv dafür gearbeitet, den Fokus auf die wichtigsten Punkte zu richten – 
den Schutz der öffentlichen Dienste, die Verteidigung der Arbeitnehmerrechte und den 
Versuch, jegliche Form von Investitionsschiedsverfahren zu blockieren. 



 
 
 

EGÖD Jahresbericht 2015  4 

Auch beim EGB-Kongress von Paris, bei dem vergangenen September ein neues 
Führungsteam gewählt wurde, spielte der EGÖD eine sehr aktive Rolle. Bei einer Reihe 
wichtiger Debatten war der EGÖD in der Lage, Stimmen zugunsten bedeutender 
Änderungen im Steuerwesen zu sichern und, im Hinblick auf Beschaffung und Transparenz, 
trotz gegenteiliger Empfehlung des EGB-Exekutivausschusses eine erfolgreiche 
Abstimmung herbeizuführen.  
 
Das Ende der Sparpolitik bleibt leider noch abzuwarten, wenngleich unsere Kollegen in 
Griechenland mit großem Einsatz versucht haben, Widerstand gegen die weiteren Spar- und 
Privatisierungsrunden, die Teil des jüngsten Rettungsabkommens waren, zu leisten. Neben 
der Erklärung des Exekutivausschusses vom April sandte der EGÖD im Laufe des Jahres 
auch eine Reihe von Botschaften der Unterstützung und besuchte Griechenland im Oktober 
mit einer eigenen Delegation, um sich selbst ein Bild der harten Auswirkungen des dort 
herrschenden anhaltenden Sparzwangs zu machen.  
 
Während des gesamten Jahres haben wir eine enge Zusammenarbeit mit der IÖD gepflegt, 
insbesondere im Hinblick auf unsere Arbeit in den Bereichen Steuerwesen, Handel, 
Klimawandel und Wasser – allesamt Bereiche, in denen die IÖD entscheidend dazu 
beigetragen hat, die Agenda voranzubringen.  
 
Viele unserer Partner waren 2015 überaus aktiv und haben zahlreiche Streiks und Proteste 
organisiert, um ihre Rechte zu verteidigen und/oder die Vergütung und Arbeitsbedingungen 
ihrer Mitglieder zu verbessern. Der EGÖD sandte diesbezüglich Unterstützungsbotschaften 
an Partner in Griechenland, Italien, Finnland, Norwegen, Litauen, dem Vereinigten 
Königreich, Belgien, der Türkei, dem Kosovo und Ungarn. 
 

 
Hans Engelberts 
 
Mit großer Trauer und Betroffenheit hat der EGÖD 
erfahren, dass Hans Engelberts am 13. April 2015 
verstorben ist.  
 
Von 1981 bis 2007 war Hans Generalsekretär des 
Verbandes Internationale der Öffentlichen Dienste. Nach 
dem Start seiner Gewerkschaftskarriere in der 
Vorgänger-Organisation von AbvaKabo in den 
Niederlanden, verschrieb Hans sein Leben und Wirken 
der IÖD. Er trug in mehrfacher Weise entscheidend zur 
Entwicklung der Organisation bei. So stieg die 
Mitgliederzahl unter seiner Amtszeit signifikant, während 
Hans nach dem Fall der Mauer maßgeblich am Aufbau 
von Beziehungen mit Gewerkschaften in Zentral- und 
Osteuropa sowie an den Entwicklungen beteiligt war, die 
dazu geführt haben, dass der EGÖD zur Stimme der 

Dienstleistungsgewerkschaften Europas wurde, die gemeinsam mit der IÖD die Interessen 
der Arbeitnehmer verteidigt. 
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Prioritäten 
 

Steuergerechtigkeit – die Kampagne nimmt Schwung auf 
 

Die Kampagne für Steuergerechtigkeit konnte 2015 einige 
sehr wichtige Entwicklungen verzeichnen und auch der 
Ausblick auf die kommenden Jahre verspricht weitere 
Fortschritte. 
 

LuxLeaks und der Ausschuss des Europäischen 
Parlaments  
Das Jahr 2014 endete mit den LuxLeaks-Enthüllungen über 
Steuerumgehungsübereinkünfte im großen Stil, die über 
viele Jahre hinweg mit den Regierungen von Luxemburg 
getroffen worden waren, so dass 2015 mit einer EU-
Parlamentsdebatte über die Einrichtung eines 

diesbezüglichen Untersuchungsausschusses begann. Enttäuschenderweise arbeiteten die 
wichtigsten politischen Gruppierungen zusammen, um einen vollen parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss zu verhindern, so dass der in der Folge eingerichtete 
Sonderausschuss (TAXE) nicht über die nötige Macht verfügte, Vertreter von Unternehmen 
oder Regierungen zu zwingen, Fragen von MEPs zu beantworten oder nationale Dokumente 
zu Steuervorbescheiden vorzulegen (www.epsu.org/a/11152, www.epsu.org/a/11069).  
 
Nichtsdestotrotz hat der TAXE-Ausschuss federführend dazu beigetragen, das Thema 
Steuerumgehung im Fokus des Interesses zu halten – sein Bericht, der Ende November 
veröffentlicht wurde, war eine vernichtende Anklage gegen diejenigen Mitgliedstaaten, die 
durch geheime Steuerabsprachen mit multinationalen Konzernen grundlegende EU-Regeln 
und Prinzipien echter Kooperation verletzt haben (www.epsu.org/a/11840). Der Ausschuss 
soll seine Arbeit während des ersten Halbjahres 2016 fortsetzen und der EGÖD plant, seine 
enge Zusammenarbeit mit einigen der Ausschussmitglieder aufrechtzuerhalten.  
 

McDonald’s – Unhappy Meal  

Die durchgesickerten Steuervorbescheide Luxemburgs 
haben gezeigt, wie große europäische, US-amerikanische 
sowie andere Unternehmen und Private-Equity-Fonds es 
umgehen konnten, der Gesellschaft ihren angemessenen 
Anteil zu zahlen. Weiter aufgedeckt wurde dies durch 
„Unhappy Meal“, den im Februar veröffentlichten Bericht zur 
Fast-Food-Kette McDonald's. Der EGÖD war Teil der 
Koalition hinter diesem Bericht, zu der auch die US-
amerikanische Dienstleistungsgewerkschaft SEIU, der 
europäische Gewerkschaftsverband EFFAT für Mitarbeiter 
in der Lebensmittel-, Landwirtschafts- und 
Tourismusindustrie sowie die gegen Armut kämpfende 
britische Nichtregierungsorganisation War on Want 
gehörten. Der Bericht, der für die Medien ebenso wie für die 
verschiedenen europäischen Institutionen zum Standard-
Referenzwerk wurde, erklärt, wie die Steuerstruktur des 
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Unternehmens diesem ermöglichte, Erträge jahrelang umzuleiten, was für die Länder 
Europas zwischen 2009 und 2013 zu Steuereinnahmeverlusten in Höhe von über 
€ 1 Milliarde führte (www.epsu.org/a/11173).  
 
Der Bericht forderte unter anderem die Europäische Kommission auf, eine Untersuchung der 
Steuerabsprachen von McDonald's einzuleiten, da der Verdacht bestand, dass es hier auch 
um Steuervorbescheide des Landes Luxemburg ging. Der EGÖD und weitere Mitglieder der 
o. g. Koalition nahmen an einer Reihe von Treffen mit Mitgliedern des EU-Parlaments sowie 
Beamten der Europäischen Kommission teil und sagten darüber hinaus im April vor dem 
EU-Parlamentsausschuss TAXE aus. 

 
Im November trat ein Vertreter 
von McDonald’s vor diesen 
Sonderausschuss – 
Schlüsselfragen zur 
Steuerstruktur seines 
Unternehmens in Europa ließ er 
jedoch unbeantwortet 
(www.epsu.org/a/11806). Anfang 
Dezember dann entschied die 
Europäische Kommission – auf 
Basis des Berichts „Unhappy 
Meal“ sowie weiterer 
Informationen, die die Koalition 
bereitgestellt hatte – die 

geforderte Untersuchung gegen das Unternehmen einzuleiten, um zu überprüfen, ob es sich 
bei dessen Steuerabsprachen faktisch um illegale staatliche Beihilfen gehandelt hat 
(www.epsu.org/a/11854).  
 

Transparenz  

Der LuxLeaks-Skandal machte die dringende Notwendigkeit größerer Transparenz in 
Steuersachen mehr als deutlich. Im März bezog der EGÖD gemeinsam mit seinen Partner-
Gewerkschaften für Staatsbeamte sowie Beschäftigte der EU-Verwaltungen klar Stellung: Er 
brachte seine Solidarität mit Antoine Deltour zum Ausdruck, der ans Licht der Öffentlichkeit 
gebracht hatte, was in Luxemburg vor sich ging. Während gegen die Steuerhinterzieher 
keine sofortigen Schritte eingeleitet wurden, stand für Deltour eine fünfjährige Haft- und 
massive Geldstrafe im Raum (www.epsu.org/a/11264). 
 
Im Oktober legte der EGÖD den Finanzministern der EU gemeinsam mit War on Want eine 
Erklärung vor, mit der er forderte, multinationale Unternehmen dazu zu verpflichten, 
Gewinne, Verluste sowie Steuern öffentlich und länderbezogen zu berichten. Dies geschah 
im Kontext der Aktionärsrechterichtlinie, die im Rahmen der dreiseitigen Verhandlungen 
zwischen dem EU-Parlament, dem Rat und der Kommission diskutiert wurde 
(www.epsu.org/a/11767). Im Dezember wurde im Anschluss daran eine entsprechende 
Online-Petition eingerichtet (www.epsu.org/a/11918).  
 
Darüber hinaus reagierte der EGÖD auf eine öffentliche Konsultation der Europäischen 
Kommission zum Thema Unternehmenstransparenz, bei der es vor allem um öffentliche 
länderbezogene Berichterstattung ging (September 2015). Der überwiegende Teil der 
Reaktionen befürwortete eine entsprechende Verpflichtung der Unternehmen deutlich. Die 
Kommission sollte dieses Thema im ersten Halbjahr 2016 weiterverfolgen. 
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Im Dezember forderte der EGÖD das EU-Parlament auf, die vorgeschlagene Richtlinie zum 
automatischen Informationsaustausch über Steuervorbescheide zu stärken. Dazu würde 
gehören, diese Informationen in vollem Umfang öffentlich zugänglich zu machen, wodurch 
der Europäischen Kommission in mehrfacher Hinsicht eine zentrale Rolle zukäme: zum 
einen im Hinblick auf die Entgegennahme und Analyse der Informationen zu 
Steuervorbescheiden, zum anderen aber auch in Bezug auf die Gewährleistung 
ausreichender personeller sowie materieller Ressourcen für Steuerbehörden, damit diese 
besagte Informationen auch bereitstellen und entsprechend nutzen können 
(www.epsu.org/a/11771). Am Ende jedoch entschied der Europäische Rat zugunsten eines 
abgeschwächten Vorschlags, demnach diese Informationen künftig ausschließlich unter den 
nationalen Steuerverwaltungen ausgetauscht werden sollen. 
 

Gemeinsame/r Körperschaftssteuersatz und -bemessungsgrundlage  

Im Rahmen des EGB-Kongresses im September gewann die EGÖD-Delegation 
Unterstützung für einen Änderungsantrag zum EGB-Programm, der einen EU-weit 
einheitlichen Körperschaftssteuersatz von 25 % forderte (www.epsu.org/a/11714). Im Juni 
veröffentlichte die Europäische Kommission ihren Aktionsplan für eine faire und effiziente 
Unternehmensbesteuerung, auf den der EGÖD und der EGB mit der gemeinsamen 
Forderung reagierten, die Kommission müsse konkrete Maßnahmen zur Umsetzung dieses 
Plans spezifizieren (www.epsu.org/a/11504). Daraufhin wiederum startete die Kommission 
eine öffentliche Konsultation zur Identifizierung von Schlüsselmaßnahmen im Hinblick auf 
die Einführung einer Gemeinsamen Konsolidierten Körperschaftssteuer-
Bemessungsgrundlage (GKKB) – der EGÖD plant, auf diese Konsultation Anfang 2016 zu 
reagieren.   
 

Globale Initiativen  

In der Global Alliance for Tax Justice, einem Zusammenschluss von Gewerkschafts- und 
anderen Kampagnenorganisationen, arbeitet der EGÖD gemeinsam mit der IÖD für mehr 
Steuergerechtigkeit. Im Vorfeld des Tages der Arbeit (01. Mai) brachte die Alliance eine 
Erklärung zum Thema Steuergerechtigkeit in Umlauf, die unter anderem den Stellenabbau 
bei Steuerverwaltungen sowie den Fall McDonald's ins Rampenlicht stellte (www.world-
psi.org/en/working-people-pay-taxes-corporations-must-pay-their-share). Im November 
dann, d. h. nach dem erfolgreichen IÖD Global Labour Tax Summit vom September 
(www.world-psi.org/en/global-labour-tax-summit), veröffentlichte die Alliance einen Bericht, 
der darlegt, wie sich die Steuerumgehung durch US-Unternehmen auf G20-Länder (Länder 
in der Gruppe der 20 führenden Industrienationen) auswirkt (www.epsu.org/a/11782). 
 

Finanztransaktionssteuer  

Wer 2015 auf Fortschritte beim Thema Finanztransaktionssteuer gehofft hatte, wurde ein 
weiteres Jahr lang enttäuscht – drei Jahre nachdem der Vorschlag erstmals auf den Tisch 
gebracht worden war. Die Ankündigung eines Abkommens zwischen zehn anstelle von elf 
Ländern war für die Dezember-Tagung des EU-Rates für Wirtschaft und Finanzen (ECOFIN) 
erwartet worden. Stattdessen erklärte Kommissionsmitglied Moscovici leider nur, man hoffe 
auf eine Einigung bis Sommer 2016 (www.epsu.org/a/11859). 
 
 

http://www.epsu.org/a/11859
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Steuer-Schulungsprojekt 
Der EGÖD war auch eingebunden in 
ein dreijähriges, seitens der EK 
finanziertes Schulungsprojekt zur 
Schärfung des Bewusstseins für 
Steuerhinterziehung in Europa und 
Subsahara-Afrika. Dieses Projekt 
wurde gemeinsam mit War on Want 
geleitet und involvierte EGÖD-Partner 
aus dem Vereinigten Königreich, Irland, 
Schweden, Österreich und Spanien 
sowie den IÖD-Partner aus Ghana.  
 
Die Abschlusskonferenz fand am 09. 
Oktober statt 
(www.notaxfraud.eu/node/51).  

 

Wasser – der Kampf für das Recht auf Wasser geht weiter 
 
Die Kampagne zur europaweiten Durchsetzung des Menschenrechts auf Wasser und 
sanitäre Grundversorgung hat dieses Jahr einen weiteren Meilenstein erreicht: Im 
September hat das EU-Parlament den Bericht des Umweltausschusses verabschiedet und 
somit die Europäische Kommission aufgefordert, konkrete Gesetzesvorschläge zur 
Anerkennung des Menschenrechts auf Wasser und sanitäre Grundversorgung zu machen. 
Dies ist ein bedeutender Sieg für den EGÖD und die Kampagne „Wasser ist ein 
Menschenrecht“ („Right2Water“). So wurden nicht nur diverse Änderungsanträge zur 
Abschwächung des Berichts abgelehnt, sondern auch die Forderung beibehalten, Wasser 
aus der Konzessionsrichtlinie sowie aus den TTIP- und TiSA-Verhandlungen auszunehmen 
(www.epsu.org/a/11659). 
 
Lynn Boylan, Mitglied des EU-Parlaments und 
Berichterstatterin zu diesem Thema, unterstrich 
im November, bei ihrem Gespräch mit dem 
EGÖD-Exekutivausschuss, die Bedeutung der 
umfangreichen Kampagnen- und Lobbyarbeit, 
ohne die dieser Erfolg nicht möglich gewesen 
wäre. Ganz besonders hob sie hervor, dass dies 
auch der erste EU-Parlamentsbericht gewesen 
sei, der Aufmerksamkeit auf die Bedeutung 
öffentlich-öffentlicher Partnerschaften und den 
Trend zu einer Rekommunalisierung von 
Wasserversorgern gelenkt habe. 
 
 
Auf nationaler Ebene gab es eine Reihe von Kampagnen, die sich auch weiterhin für das 
Recht auf Wasser und gegen eine Privatisierung dieses Sektors engagieren.  
 
 
 
  

http://www.epsu.org/a/11659
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Handel – Lobby- und Kampagnenarbeit an mehreren Fronten 
 
Während die Gespräche zwischen der EU und den USA zum Freihandelsabkommen TTIP 
zahlreiche Schlagzeilen machen, muss sich der EGÖD gleichzeitig auch mit anderen 
Verhandlungen befassen, die eine Gefahr für die öffentlichen Dienste darstellen. Zu diesen 
gehören das CETA-Abkommen zwischen der EU und Kanada, das Freihandelsabkommen 
zwischen der EU und Japan sowie TiSA, das multinationale Abkommen zum Handel mit 
Dienstleistungen. Die wichtigsten Positionen des EGÖD in diesem Zusammenhang sind 
klar. Die genannten Abkommen sollten die öffentlichen Dienste ausnehmen und keinerlei 
Investitionschiedsverfahren (Investor-State Dispute Settlement, ISDS) beinhalten. Auch 
sollten sie keinerlei Raum für weitere Deregulierung oder Privatisierung bieten, sondern 
Arbeits- und Umweltstandards respektieren. 
 
Der EGÖD hat jede Anstrengung unternommen, um diese Ansicht im Rahmen der 
entsprechenden Tagungen, Anhörungen und Konferenzen zu vermitteln. Allein im Februar 
bedeutete dies die Teilnahme an EK-Dialogen mit der Zivilgesellschaft zu den Themen TTIP, 
TiSA und dem EU-Japan-Abkommen, ein Treffen mit dem US-Botschafter bei der 
Europäischen Union, eine Anhörung vor dem Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss (EWSA) zu 
Investitionsschiedsverfahren sowie 
eine Anhörung vor dem 
Handelsausschuss des EU-
Parlaments zu TiSA. Diese Art von 
Kontakten und Treffen zogen sich 
im weiteren Verlauf durch das 
ganze Jahr hindurch.  
 
Zu Beginn des Jahres 
organisierten der EGÖD und das 

Europäische 
Gewerkschaftskomitee für Bildung 
und Wissenschaft (EGBW) eine 
Konferenz in Wien, die mehr als 

100 GewerkschafterInnen, AktivistInnen und ExpertInnen aus mehr als 25 Ländern 
zusammenbrachte, um über die größten Sorgen bezüglich der einzelnen 
Abkommensverhandlungen zu diskutieren (www.epsu.org/a/11100).  
 
Im März unterzeichnete der EGÖD gemeinsam mit zahlreichen weiteren Gewerkschaften 
und Kampagnenorganisationen eine Erklärung mit der Aufforderung an das EU-Parlament, 
eine begrenzte Definition des Terminus „Geschäftsgeheimnisse“ zu verabschieden und der 
Informationsfreiheit Vorrang zu gewähren (www.epsu.org/a/11284). Im gleichen Monat, 
während Debatten im EU-Parlament geführt wurden, war der EGÖD Teil einer Allianz aus 
375 Gewerkschaften und Organisationen der Zivilgesellschaft, die einen Brief an die 
Mitglieder des Europaparlaments sandte mit der Aufforderung, Bürger, Arbeitnehmer und 
Umwelt vor den Gefahren, die TTIP birgt, zu schützen (www.epsu.org/a/11208)).  
 
Im Mai tat sich der EGÖD mit seiner österreichischen Partner-Organisation (Younion), der 
Umweltorganisation Friends of the Earth und der österreichischen Arbeitnehmervertretung 
Kammer für Arbeiter und Angestellte (kurz Arbeiterkammer, AK) zusammen, um ein Online-
Tool zu bewerben, das es dem Bürger einfach macht, MEPs zu kontaktieren und seine 
Ablehnung gegen Investitionsschiedsverfahren zu zeigen (www.epsu.org/a/11419). Im Juli 
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legten der EGÖD und das EGBW nach 
– mit einem gemeinsamen Schreiben 
an alle MEPs, in dem sie ihre 
wichtigsten Forderungen wiederholten 
(www.epsu.org/a/11546).  
Die Europäische Kommission hat 
mehrfach behauptet, TTIP und CETA 
stellten keine Gefahr für die 
öffentlichen Dienste dar, der EGÖD ist 
– angesichts der vagen 
Beschwichtigungen von beiden Seiten 
des Atlantiks – jedoch nach wie vor 
vom Gegenteil überzeugt 
(www.epsu.org/a/11286). Ein im 
Oktober veröffentlichter Bericht enthüllt 
ganz klar, wie diese Abkommen das 

Recht der Bürger auf so grundlegende Dinge wie Wasser, medizinische Versorgung und 
Energie zugunsten von Unternehmensgewinnen gefährden könnten. Dieser Bericht war vom 
EGÖD sowie einer Reihe weiterer zivilgesellschaftlicher Organisationen in Auftrag gegeben 
worden und zeigt, wie CETA und TTIP die öffentliche Versorgungswirtschaft irreversibel 
kommerzialisieren und den einzelnen Staaten die Möglichkeit nehmen könnten, die 
entsprechenden Dienste zu regulieren (www.epsu.org/a/11731)).  
 
Der EGÖD arbeitet seit 2009 mit kanadischen Gewerkschaften und zivilgesellschaftlichen 
Gruppen zusammen, um die Details des CETA-Abkommens, die 2014 endgültig festgelegt 
wurden, aufzudecken, doch erst im Dezember dieses Jahres hat der Handelsausschuss des 
EU-Parlaments (INTA) eine erste Debatte zu dem geschlossenen Abkommen gehalten 
(www.epsu.org/a/11868).   
 
Anfang Juni sind dann wichtige Dokumente zum TiSA-Abkommen durchgesickert. Sowohl 
die EU als auch die USA hatten zuvor wiederholt allgemeine Erklärungen zum Schutz der 
öffentlichen Dienste abgegeben, diese Dokumente jedoch stützten die entsprechenden 
Aussagen kaum. Tatsächlich waren diese Dokumente – angesichts der darin beschriebenen 
Vorschläge zu Art und Umfang der Liberalisierung – vielmehr geeignet, die Sorgen der 
Gewerkschaften noch zu verstärken (www.epsu.org/a/11480).  
 
Der EGÖD und die IÖD haben 2015 gemeinsam mit vielen anderen in der 
Gewerkschaftsbewegung hart dafür gearbeitet, das Thema Handel im Rampenlicht zu 
halten: Auf den globalen Aktionstag vom 18. April (www.epsu.org/a/11364) folgte der Tag 
der öffentlichen Dienste (23. Juni), der den Fokus auf die Gefahren legte, die die diversen 
Freihandelsabkommen bergen. In einer weiteren Kooperation mit dem EGBW veröffentlichte 
der EGÖD eine Erklärung (www.epsu.org/a/11507) und organisierte eine Fotoaktion mit der 
IÖD, die das breite Spektrum der Bedenken zeigte, die die Gewerkschaften der öffentlichen 
Dienste bezüglich der Freihandelsabkommen hegen  
(https://www.flickr.com/photos/94657608@N02/sets/72157653466865189).  
 
Im Verlauf des Jahres hat der EGÖD darüber hinaus auf die eine oder andere Weise auch 
eine Reihe von Veranstaltungen seiner Partner und anderer Kampagnenorganisationen in 
Irland, dem Vereinigten Königreich, Belgien (www.epsu.org/a/11392) und Deutschland 
unterstützt. Nicht zuletzt hat er durch regelmäßige Updates (www.epsu.org/r/231) versucht 
zu gewährleisten, dass auch seine Partner stets über die neuesten Entwicklungen informiert 
sind. 
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Information und Konsultation – Vereinbarung mit zentralen 
Staatsverwaltungen 
 
Im Dezember konnten wir einen bedeutenden Fortschritt bezüglich der Rechte von 
Arbeitnehmern in öffentlichen Verwaltungen erzielen. Im Einklang mit der 2014 gefassten 
Kongressresolution des ständigen Ausschusses für nationale und europäische Verwaltung 
konnte der EGÖD mit den Arbeitgebern im Bereich der zentralen Staatsverwaltung eine 
Vereinbarung über EU-Mindeststandards für das Recht der Arbeitnehmer auf Information 
und Konsultation unterzeichnen (www.epsu.org/a/11913).  
 

2014 entschied der Ausschuss für 
den sozialen Dialog in der zentralen 
Staatsverwaltung, die Aussichten für 
eine Vereinbarung zum Thema 
Information und Konsultation zu 
diskutieren. Diese Entscheidung fiel 
im Licht der EK-Konsultation zu drei 
Richtlinien in Bezug auf das Recht 
der Arbeitnehmer auf Information 
und Konsultation, die vor allem 
Arbeitnehmer im Bereich der 
öffentlichen Verwaltung 
ausschließen. Die formellen 
Verhandlungen über einen 
Vereinbarungsentwurf Anfang 

Januar stellten dabei einen frühzeitigen Fortschritt dar. Im September dann wurde ein 
Entwurf verabschiedet, der von den Delegierten sowohl der Gewerkschaften als auch der 
Arbeitgeber unterstützt wurde – die italienischen Arbeitgebervertreter ausgenommen. Nach 
einer kleinen Änderung jedoch war schließlich die Zustimmung aller Parteien erreicht. Der 
Text war in Erwartung der möglichen Umsetzung in eine Richtlinie entworfen worden und so 
wird die Weiterverfolgung dieses Themas im Jahr 2016 beiden Seiten ein wichtiges Anliegen 
sein. 
 

Klimawandel – Fortschritt in Paris 
 
Der Hauptfokus im Jahr 2015 lag auf der Vorbereitung auf die und der Teilnahme an den 
Klimaverhandlungen COP21, die Anfang Dezember in Paris stattfanden. In diesem Kontext 
betrieb der EGB, mit Unterstützung des EGÖD und anderer Verbände, erfolgreiche 
Lobbyarbeit sowohl beim Europäischen Rat als auch beim EU-Parlament: beide Gremien 
übernahmen Teilbereiche des Konzepts „Ein gerechter Übergang und menschenwürdige 
Arbeit“ in ihre Positionen bei COP21. Zuvor hatte der EGÖD seine Partner dringend 
aufgefordert, sich an der globalen Lobby-Woche zu beteiligen, die der Internationale 
Gewerkschaftsbund (IGB) koordiniert hatte (www.epsu.org/a/11458). 
 
Die Gewerkschaftsdelegierten von IÖD und EGÖD waren im Vorfeld der formellen 
Verhandlungen in Paris sehr aktiv (www.epsu.org/a/11675) und so nimmt das endgültige 
Klimaschutzabkommen in seiner Präambel nun Bezug auf die Gebote „eines gerechten 
Übergangs für die Arbeiterschaft sowie der Schaffung menschenwürdiger Arbeit und guter 
Arbeitsplätze“ (www.epsu.org/a/11867). 
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Darüber hinaus konnte der EGÖD erfolgreich eine gemeinsame Erklärung mit den 
Arbeitgebern der Elektrizitätswirtschaft zur Klimakonferenz COP21 aushandeln; die 
Betonung lag hierbei auf der Notwendigkeit der Zusammenarbeit der einzelnen 
Sozialpartner, wenn es um die Bekämpfung des Klimawandels sowie insbesondere seiner 
Folgen für Beschäftigung und Soziales geht (www.epsu.org/a/11679). 

 
 
Der Klimawandel stand auch auf der 
Agenda der Tagung des Feuerwehr-
Netzwerks des EGÖD, die im Juni in 
Hannover stattfand – hier einigte man 
sich auf eine Erklärung zu den 
Auswirkungen von Klimawandel und 
Katastrophenschutz auf Feuerwehr-, 
Rettungs- und andere öffentliche 
Dienste (www.epsu.org/a/11501). 
 

 
 

 

Migration – dringender Ruf nach Politikwechsel und mehr 
Ressourcen 
 
Der Bürgerkrieg in Syrien sowie andere Konflikte in Afrika und Nahost haben zu einem 
enormen Anstieg der Migration in die Europäische Union geführt und zum tragischen Tod 
Tausender, die ihr Leben bei dem Versuch, Südeuropa über das Meer zu erreichen, riskiert 
und verloren haben.  
 
Der EGÖD-Exekutivausschuss verabschiedete bei seiner Sitzung im April 
(www.epsu.org/a/11383) eine Erklärung, die eine Reihe von Schlüsselforderungen aufführte, 
darunter: 

 die unverzügliche Wiederaufnahme EU-finanzierter Such- und Rettungsoperationen; 

 eine ausreichende Anzahl gut geschulter öffentlich Bediensteter in den Erstaufnahme- 
und Asylverfahrenszentren; 

 verstärkte Bemühungen zur Gewährleistung angemessener Lebensbedingungen für 
Asylsuchende und Flüchtlinge; 

 die Einhaltung der Genfer Flüchtlingskonvention bei der Einrichtung sicherer, legaler 
Routen für diejenigen, die vor Krieg und Verfolgung fliehen, sowie die häufigere 
Anerkennung des Flüchtlingsstatus; und 

 die sofortige Aussetzung des Dublin-Verfahrens, demgemäß dasjenige EU-Land für die 
Bearbeitung eines Asylantrags zuständig ist, über das der Antragsteller in die EU 
eingereist ist. 

 
Darüber hinaus haben der EGÖD und die IÖD – vor und nach der außerordentlichen Sitzung 
des Rates für Justiz und Inneres vom 14. September – zwei Erklärungen herausgegeben 
(www.epsu.org/a/11670 und www.epsu.org/a/11673). Darin forderten sie eine gerechte 
Verteilung der Flüchtlinge über die gesamte Europäische Union, unterstützt durch personell 
ausreichend besetzte öffentliche Dienste. So nutzten denn auch beide Organisationen den 
18. Dezember, den Internationalen Tag der Migranten, um die Aufmerksamkeit auf die 
Situation der Flüchtlinge zu lenken und die einzelnen Regierungen zu drängen, die 
„Internationale Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer 
Familienangehörigen“ zu ratifizieren und umzusetzen (www.epsu.org/a/11893). 
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Auch in Armenien hielten der EGÖD und die IÖD – in Kooperation mit dem Büro für 
Arbeitnehmertätigkeiten der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) in Moskau – am 24. 
November eine Tagung ab. Auf der Tagesordnung stand die Debatte über die aktuelle 
Situation in puncto Arbeitsmigration von Gesundheitsfachkräften nach und von Russland 
sowie anderen Staaten der ehemaligen Sowjetunion und Osteuropas, einschließlich der 
daraus erwachsenden Folgen für die Gesundheitsversorgung inmitten der Flüchtlingskrise in 
Europa (http://world-psi.org/en/psiepsu-ilo-roundtable-labour-migration-and-trade-union-
rights).  
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Weitere Schlüsselbereiche unserer Tätigkeit 
 

Wirtschaftspolitische Steuerung – kein Ende der Sparpolitik in 
Sicht 
 
Während es einige Anzeichen dafür gab, dass sich die europäische Wirtschaft aus der 
Rezession herausbewegt, deutete nichts auf einen nennenswerten Kurswechsel in der 
Politik der Europäische Kommission hin. Im Ende 2014 veröffentlichten 
Jahreswachstumsbericht hatte die Kommission klargemacht, dass der Fokus auch weiterhin 
auf den Punkten Haushaltskonsolidierung, Strukturreformen und Investitionen liegen werde. 
 

Die Hauptdebatte in diesem Jahr drehte 
sich um den Europäischen Fonds für 
strategische Investitionen (EFSI) und der 
EGÖD arbeitete mit dem EGB zusammen, 
um nach Möglichkeit zu gewährleisten, 
dass die Gesetzgebung auf soziale und 
umweltrelevante Kriterien sowie qualitativ 
gute Beschäftigung Bezug nimmt.  
 
Darüber hinaus arbeitete der EGÖD mit 
dem EGB in einer Reihe von Foren 
zusammen (Makroökonomischer Dialog 

(www.epsu.org/a/11162, www.epsu.org/a/11520), Konsultation zum 
Jahreswachstumsbericht (www.epsu.org/a/11701), Dreiseitiger Sozialgipfel 
(www.epsu.org/a/11283)); dabei betonte er vor allem die dringende Notwendigkeit, 
öffentliche Investitionen voranzutreiben, und das insbesondere in sozialen Bereichen wie 
Kinderfürsorge – ein Thema, zu dem der EGÖD im weiteren Verlauf des Jahres eine kurze 
Zusammenfassung herausgegeben hat (www.epsu.org/a/11729). Diese Botschaft 
unterstrich der EGÖD auch in seiner Zusammenarbeit mit einer Gruppe von Organisationen 
der Zivilgesellschaft im Rahmen der Semesterallianz (https://semesteralliance.net/).  
 
Auch die Kooperation mit anderen Organisationen verlief erfolgreich: So griff das 
Europäische Gewerkschaftsinstitut (ETUI) den Vorschlag des EGÖD auf, ein Seminar zu 
Alternativen zur Sparpolitik zu veranstalten (www.etui.org/News/How-to-break-the-austerity-
consensus), während der EGÖD einen Beitrag zu einem von EUROCITIES organisierten 
Seminar leistete (www.epsu.org/a/11990). 
 
Zu signifikanten Entwicklungen kam es in Griechenland, wo die Wahlen vom Januar und Juli 
dazu führten, dass die Anti-Sparzwang-Partei Syriza die meisten Sitze gewann und nun die 
Koalitionsregierung leitet. Der EGÖD unterstützte die von deutschen Gewerkschaften 
gestartete Initiative, den Ausgang der griechischen Wahlen im Januar dafür zu nutzen, einen 
Kurswechsel der europäischen Institutionen zu fordern (www.epsu.org/a/11160), und dies 
spiegelte sich auch in der im April verabschiedeten Erklärung des Exekutivausschusses 
wider (www.epsu.org/a/11384).  
 
Am Ende jedoch war die griechische Regierung – selbst nach einem Referendum, das eine 
noch striktere Sparpolitik ablehnte – nicht in der Lage, die seitens der Eurogruppe 
auferlegten harten Bedingungen für ein weiteres Rettungspaket in nennenswerter Weise 
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abzumildern. Der EGÖD-Partner ADEDY organisierte gemeinsam mit der GSEE, dem 
Dachverband der Gewerkschaften der Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft, eine Reihe von 
Generalstreiks als Protest gegen die anhaltenden Beschneidungen bei Stellen, öffentlichen 
Dienstleistungen und Arbeitnehmerrechten (www.epsu.org/a/11851, www.epsu.org/a/11781, 
www.epsu.org/a/11573). Im Oktober besuchte eine EGÖD-Delegation ADEDY in Athen, um 
sich in Bezug auf die verheerenden Auswirkungen, die diese Sparpolitik auf das Land hat, 
einen aktuellen und umfassenden Überblick zu verschaffen (www.epsu.org/a/11763).  
 
Die Europäische Kommission hatte die „Modernisierung der öffentlichen Verwaltung“ zu 
einem der Schwerpunkte des Europäischen Semesters der vergangenen Jahre gemacht 
und der EGÖD sicherte die EK-Finanzierung eines Projekts zur Abschätzung der 
Auswirkungen dieser Politik auf nationaler Ebene. Ein Bericht des in Brüssel sitzenden 
Observatoire Social European (Europäisches Sozialobservatorium, OSE), eines Zentrums 
für Forschung, Studien und andere Tätigkeiten im Bereich Sozialpolitik und Beschäftigung in 
Europa, untersuchte das Abschneiden der öffentlichen Verwaltung in den länderspezifischen 
Empfehlungen und betrachtete detailliert die Auswirkungen der Sparpolitik im Fall von fünf 
Ländern (www.epsu.org/a/11811).  
 

Gewerkschaftsrechte – Angriffe weiten sich aus 
 
Im Verlauf des Jahres brachte der 
EGÖD seine Unterstützung für viele 
seiner Partner zum Ausdruck, die 
bezüglich ihrer Rechte, sich zu 
organisieren und zu verhandeln, 
zunehmendem Druck ausgesetzt sind. 
So insbesondere in der Türkei, wo im 
Februar ein Arbeitnehmerprotest gegen 
die Entlassung von 98 Kollegen des 
Maltepe Hospitals in Istanbul durch 
Polizeikräfte brutal aufgelöst wurde 
(www.epsu.org/a/11183). Im Mai 
entschieden dann die Gerichte in erster 
Instanz, dass das Krankenhaus ein 

Drittel der Betroffenen wiedereinzustellen oder durch eine Abfindung zu entschädigen habe 
(www.epsu.org/a/11435). Außerdem erklärte der EGÖD seine Solidarität mit den Verbänden 
KESK und DISK, die allein deshalb gerichtlich belangt werden sollten, weil sie 2014 
Unterstützung für Feierlichkeiten zum Tag der Arbeit am 01. Mai gefordert hatten 
(www.epsu.org/a/11153).  

 
Gewerkschaften im Vereinigten 
Königreich, und hier insbesondere solche 
des öffentlichen Sektors, sehen sich in 
ihrem Streikrecht massiv beeinträchtigt - 
ebenso wie in Bezug auf ihr Recht auf 
Freistellung von der Arbeit zugunsten 
von Gewerkschaftsarbeit und den 
automatischen Abzug von 
Gewerkschaftsbeiträgen von Lohn oder 
Gehalt. Sowohl der EGÖD als auch die 
IÖD schrieben an die britische Regierung 
sowie die Europäische Kommission, 
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leisteten Beiträge zu parlamentarischen Beratungen zum Gewerkschaftsgesetz und 
verliehen ihrer starken Kritik an den Vorschlägen eine deutliche Stimme 
(www.epsu.org/a/11835). 
 
 
Der EGÖD sandte darüber hinaus Unterstützungsbotschaften an Partner und/oder 
Protestschreiben an Regierungen als Reaktion auf folgende Vorkommnisse: 

 Fluglotsen in Rumänien war das Recht auf Information und Konsultation zu 
Umstrukturierungen verweigert worden (www.epsu.org/a/11182);  

 Mitarbeitern des Europäischen Patentamts in Den Haag war das Verhandlungsrecht 
verweigert worden; auch verloren sie einen Fall vor der niederländischen Justiz, die 
urteilte, die Organisation falle nicht unter die europäische Gesetzgebung 
(www.epsu.org/a/11201 und www.epsu.org/a/11777); 

 Drohende massive Änderungen des Arbeitsrechts in Litauen, mit der Folge der 
Abschaffung oder Schwächung zahlreicher Arbeitnehmerrechte 
(www.epsu.org/a/11669);  

 Gewerkschaften in der Ukraine hatten gegen Gesetzesvorschläge zur Einschränkung 
des gewerkschaftlichen Organisationsrechts protestiert (www.epsu.org/a/11649); und 

 Finnische Gewerkschaften fuhren eine Kampagne gegen beispiellose Versuche der 
Regierung, sich in Tarifverhandlungen einzumischen (www.epsu.org/a/11672).   

 
Auf globaler Ebene riefen Arbeitgeber innerhalb der Internationalen Arbeitsorganisation 
(IAO) eine Kontroverse hervor – durch ihre Unwilligkeit anzuerkennen, dass zentrale IAO-
Übereinkommen die Basis für das Recht auf Streik bilden. Der EGÖD unterstützte den 
diesbezüglichen internationalen Aktionstag im Februar (www.epsu.org/a/11167 und 
www.epsu.org/a/11161).  
 
Eine der längsten Arbeitskampfmaßnahmen des Jahres betraf in der Nationalgalerie von 
London beschäftigte Mitglieder der Dienstleistungsgewerkschaft PCS. In den Jahren 2014 
und 2015 streikten die Mitarbeiter insgesamt über 100 Tage, um gegen die Auslagerung von 
Besucherdiensten zu protestieren, durch die 400 der 600 Beschäftigten ihren Arbeitsplatz 
verlieren sollten. Obwohl sie diese Auslagerung am Ende nicht verhindern konnten, gelang 
es ihnen, eine Vereinbarung zum Schutz von Lohn- und Arbeitsbedingungen zu erzielen 
sowie die Wiedereinstellung eines Gewerkschaftsaktivisten zu erreichen 
(www.epsu.org/a/11285).  
 
Nicht zuletzt schloss sich der EGÖD der IÖD-Forderung nach Unterstützung für die 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes in Korea an, deren Rechte durch die Verhaftung 
von Gewerkschaftsführern, das Eindringen in Gewerkschaftsbüros und das Verbot von 
Demonstrationen besonders scharf beschnitten wurden (www.epsu.org/a/11855).  
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Digitalisierung – Bedrohung oder Chance? 
 

Der Prozess der Digitalisierung wird 
deutliche Auswirkungen auf die 
öffentlichen Dienste mit sich bringen. Der 
EGÖD gab beim Europäischen 
Gewerkschaftsinstitut eine 
Literaturdurchsicht in Auftrag und 
gründete initiativ ein informelles 
Netzwerk mit dem EGB sowie anderen 
europäischen Gewerkschaftsverbänden. 
Darüber hinaus war der EGÖD Teil einer 
Delegation, die sich im Mai, vor 
Veröffentlichung des Pakets „digitaler 

Binnenmarkt“, mit Vertretern der EK-Generaldirektion Kommunikationsnetze, Inhalte und 
Technologien (kurz: DG Connect) traf. Die Delegation unterstrich die Notwendigkeit und 
Aufgabe der Europäischen Kommission sicherzustellen, dass diese Auswirkungen auf 
Beschäftigung und Soziales entsprechend berücksichtigt werden (www.epsu.org/a/11389). 
 
Im September organisierten der EGÖD und das Arbeitgebergremium des Rates der 
Gemeinden und Regionen Europas (RGRE) ein Seminar zum Thema Digitalisierung der 
kommunalen Dienstleistungen, als Teil ihres Gemeinschaftsprojekts „Neue Formen der 
Dienstleistungserbringung für Städte und Gemeinden, der Beitrag des sozialen Dialogs und 
gute Praktiken für das Wohlbefinden am Arbeitsplatz“. Nach dem Seminar, bei ihrem 
Sozialdialog-Treffen im Dezember, verabschiedeten der EGÖD und der RGRE eine 
gemeinsame Erklärung zum Thema Digitalisierung. Diese Erklärung betonte die 
Notwendigkeit, eine faire Verteilung der Vorteile der Digitalisierung zu gewährleisten 
(www.epsu.org/a/11865).  
 
Es gab bereits erste Diskussionen zur Entwicklung der EGÖD-Position zu den 
Auswirkungen der Digitalisierung auf die öffentlichen Dienste (zur Annahme durch den 
Exekutivausschuss im Jahr 2016) sowie zur Organisation einer Konferenz, um 
Gewerkschaftsstrategien für die einzelnen EGÖD-Sektoren zu diskutieren.  
 

Beschaffung – Umsetzung der Richtlinie 
 
Die Umsetzung der 2014 überarbeiteten Beschaffungsrichtlinie gehörte in diesem Jahr zu 
den Prioritäten unserer Arbeit und so kooperierten das EGÖD-Netzwerk für öffentliche 
Dienste sowie der Ständige EGÖD-Ausschuss für Kommunal- und Regionalverwaltung 
(LRG) mit dem Netzwerk für nachhaltige Entwicklung im öffentlichen  Auftragswesen 
(NSDPP), um für Juni einen Workshop in Brüssel zur Diskussion der Umsetzung zu 
organisieren (www.epsu.org/a/11270). Der EGÖD wurde erneut in die Stakeholder-
Expertengruppe der Kommission für das öffentliche Auftragswesen berufen.  
 

Arbeitszeit – eine Pause 
 
Ende 2014 startete die Europäische Kommission unerwarteterweise eine Konsultation zur 
Arbeitszeitrichtlinie, obwohl sie noch keine der Studien veröffentlicht hatte, die im Sommer 
zuvor in Auftrag gegeben worden waren. Nach Diskussionen innerhalb der EGB-
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Arbeitsgruppe zum Thema Arbeitszeit nahm der EGÖD – wie auch die Mehrheit der 
europäischen Gewerkschaftsorganisationen – die Position ein, dass keine größeren 
Änderungen an der Richtlinie vorgenommen werden sollten. Dies wurde als taktischer Zug 
angesehen: Lieber wollte man die aktuelle Richtlinie und die relevanten Entscheidungen des 
Europäischen Gerichtshofs in ihrer bestehenden Form beibehalten, als angesichts des 
herrschenden politischen Klimas eine Überarbeitung zum Negativen zu riskieren. Bis Ende 
des Jahres waren keine Vorschläge hinsichtlich der Arbeitszeitrichtlinie aufgekommen und 
auch das Arbeitsprogramm der Kommission für 2016 nimmt keinen Bezug auf das Thema 
Arbeitszeit. 
(http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=333&langId=en&consultId=14&visib=0&furtherConsult=yes

"furtherConsult=yes) 
 

Frauen und Gleichstellung – Richtlinie zum Mutterschaftsurlaub 
fallen gelassen 
 
Eine der größten Enttäuschungen des Jahres war die Entscheidung der Europäischen 
Kommission, die vorgeschlagene Richtlinie zum Mutterschaftsurlaub fallen zu lassen. Sie lag 
bereits seit 2008 auf dem Verhandlungstisch, fiel schließlich jedoch der Agenda „Bessere 
Rechtsetzung“ zum Opfer. Die Richtlinie hätte europaweit einen Mutterschaftsurlaub von 
mindestens 18 Wochen verankert (www.epsu.org/a/11550). Die Gefahr einer Rücknahme 
dieser Richtlinie wurde bereits zu einem früheren Zeitpunkt ersichtlich und so war der EGÖD 
nicht nur maßgeblich daran beteiligt sicherzustellen, dass dieses Thema vom EGB 
aufgegriffen wird, sondern auch selbst aktiv, indem er alle seine Partner dringend 
aufforderte, sich diesbezüglich schriftlich an ihre jeweiligen Regierungen zu wenden 
(www.epsu.org/a/11301).  
 
Der EGÖD-Ausschuss für Frauen- und Gleichstellungsfragen beobachtete die Auswirkungen 
der Sparpolitik auf die Frauen im öffentlichen Dienst dennoch weiterhin und verfasste eine 
Aktualisierung zu dem ursprünglich 2013 veröffentlichten Bericht der britischen 
Forschungseinrichtung Labour Research Department zur Einschätzung der Situation in 
sieben Ländern.  
 
Im Januar war der EGÖD eingebunden in eine der letzten Verhandlungsrunden über ein 
transnationales Gleichstellungsabkommen bei dem multinationalen Konzern Suez 
Environnement, dessen endgültige Version im März, im Rahmen einer außerordentlichen 
Sitzung des Europäischen Betriebsrats des Unternehmens, unterzeichnet wurde 
(www.epsu.org/a/11125). 
 
Der EGÖD beobachtet die Partizipation in seinen wichtigsten Ausschüssen, aufgeschlüsselt 
nach Geschlecht. Die nachstehende Tabelle zeigt die durchschnittlichen Prozentsätze der 
weiblichen Beteiligung an den jeweiligen Ausschusssitzungen. Die Arbeitsgruppe 
Sozialdienste (SSWG) ist zum ersten Mal aufgeführt. 
 
Ausschuss 2015 2014 2013 2012 2011 2010 

WGEC 100 % 63 % 83 % 80 % 69 % 88 % 
NEA 36 % 32 % 42 % 30 % 28 % 39 % 
LRG 39 % 20 % 40 % 34 % 30 % 36 % 
HSS 54 % 64 % 68 % 73 % 64 % 66 % 
SSWG 56 % n. z. n. z. n. z. n. z. n. z. 
UTIL 12 % 16 % 10 % 16 % 19 % 17 % 
EC 41 % 35 % 39 % 38 % 38 % 41 % 
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Sozialdialog – Warten auf den Neustart 
 
Für März organisierte die Europäische Kommission eine Konferenz – ein erster Schritt im 
Rahmen einer Initiative zum Neustart des sozialen Dialogs. Im Kontext der Nachbereitung 
hat der EGÖD als Angehöriger von EGB-Delegationen an Arbeitsgruppen teilgenommen, die 
konkrete Wege zur Verbesserung des Sozialdialogs sowie zur Ausweitung und Vertiefung 
der Konsultation von Sozialpartnern bei der Entwicklung der EU-Politik untersucht haben 
(www.epsu.org/a/11227). Der EGÖD und der RGRE (Vertretung der Kommunalregierungen 
als Arbeitgeber) gaben eine gemeinsame Erklärung heraus, die ihre Unterstützung für die 
Initiative der Kommission zum Ausdruck brachte (www.epsu.org/a/11214). 
 
Auf sektorübergreifender Ebene war der EGÖD in die Diskussionen und Verhandlungen 
rund um die Ausführliche EU-Beschäftigungsanalyse und das neue Arbeitsprogramm 
eingebunden (https://www.etuc.org/press/eu-employers%E2%80%99-organisations-and-
trade-unions-agree-work-programme-2015-2017-depth-eu#.Vpjwdbncs3E) – beides wurde 
im Juli durch den EGB angenommen. 
 

Tarifverhandlungen – Auswirkung der wirtschaftspolitischen 
Steuerung 
 
Bewegung in die EGÖD-Konferenzen zu Tarifverhandlungen kam zuletzt am 13./14. Januar 
in Brüssel. Im Rahmen dieser Konferenz gab es Sitzungen zu Themen wie „Auswirkung der 
wirtschaftspolitischen Steuerung auf Tarifverhandlungen“, „Arbeitszeit“, „Trends bei den 
Lohn- und Gehaltsverhandlungen im öffentlichen Dienst“ oder auch „Vergleich der Löhne 
und Gehälter im öffentlichen und privaten Sektor“ (www.epsu.org/a/10310).  
 
In seinem E-Newsletter berichtete der EGÖD regelmäßig über die neuesten Entwicklungen 
bei den Tarifverhandlungen (www.epsu.org/r/121). Während sich für einige Gewerkschaften 
der öffentlichen Dienste eine ansatzweise „Wiederinstandsetzung“ eines Teils der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen, die der Sparpolitik anheimgefallen waren, abzeichnete, war auch klar, 
dass sich andere Partner weiterhin in einem sehr schwierigen Verhandlungsumfeld 
befanden.  
 

Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz – Umgang mit Stress 
und anderen Risiken 
 
Der EGÖD und HOSPEEM (Europäische Arbeitgebervereinigung für Kliniken und 
Gesundheitswesen), die Sozialpartner im sozialen Dialog im Krankenhaussektor, haben 
gemeinsam an einem zweijährigen, von der Europäischen Kommission finanzierten Projekt 
zum Umgang mit Erkrankungen des Bewegungsapparats (MSDs), psychosozialen Risiken 
und Stress am Arbeitsplatz gearbeitet. Maßnahmen zur Bewältigung von MSDs wurden im 
Rahmen der Konferenz diskutiert, die im März in Paris stattfand (www.epsu.org/a/10895), 
während es im November bei der Konferenz in Finnland um vorbeugende Maßnahmen, 
Risikoeinschätzung und den guten Umgang mit psychosozialen Risiken und Stress am 
Arbeitsplatz ging (www.epsu.org/a/10896). Über die wichtigsten Themen oder Instrumente 
für Nachfass-Aktivitäten bei HOSPEEM oder zur Unterbreitung bei der Europäischen 
Kommission soll bis Mitte 2016 entschieden werden. 
 
Für eine Sonderausgabe seines Sicherheits- und Gesundheitsmagazins HesaMag 
kooperierte der EGÖD mit der Forschungseinrichtung des Europäischen 
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Gewerkschaftsinstituts. Im Fokus dieser Ausgabe standen die physischen und mentalen 
Herausforderungen für Mitarbeiter des Pflegepersonals – Herausforderungen die durch 
Sparmaßnahmen zuletzt nur noch weiter verschärft worden sind (www.epsu.org/a/11211). 

 

Junge Arbeitnehmer – Jugendgarantie im Blick 
 

Mitglieder des EGÖD-Jugendnetzwerks 
beteiligten sich gemeinsam mit anderen 
europäischen Gewerkschaftsverbänden 
an der Kampagne „Enough of Their 
Crisis – Back to Our Future“ (Genug 
von ihrer Krise – zurück zu unserer 
Zukunft). Der Schwerpunkt hierbei lag 
auf Kampagnenarbeit rund um die 
Themen Arbeitslosigkeit und prekäre 
Arbeitsverhältnisse, was zu einer Reihe 
von Ergebnissen führte – so unter 

anderem zu dem Kampagnen-Leitfaden Just do it (www.back2ourfuture.org). 
 
Im Juni wurde im Rahmen der 7. Tagung des Jugendnetzwerks in Madrid eine 
Steuerungsgruppe von 10 Mitgliedern aus sämtlichen EGÖD-Sektoren gewählt 
(www.epsu.org/a/11736). Darüber hinaus wurde vereinbart, die Arbeit des Netzwerks auf die 
Themen Jugendgarantie, Jugendbeschäftigung und -arbeitslosigkeit sowie Organisation und 
Anwerbung zu konzentrieren. Bei einer früheren Tagung des Netzwerks standen die 
Themen Jugendbeschäftigung und Übergangsphasen im Mittelpunkt, sowie der Beitrag des 
EGÖD zur o. g. Kampagne „Back to Our Future“ (www.epsu.org/a/11154). 
 

Organisation und Anwerbung – Aufbau des EGÖD von unten 
 
Der EGÖD hat eine Reihe von Initiativen ergriffen, um mit der Umsetzung der 
Kongressresolution in Bezug auf Organisation und Anwerbung zu beginnen. Im Januar 
kooperierte er mit der Schulungsabteilung des Europäischen Gewerkschaftsinstituts zu 
einem zweieinhalbtägigen Seminar in Zagreb. Dort kamen Partner aus Südosteuropa 
zusammen, die vornehmlich mit der Organisation des Sektors Sozialdienste befasst sind.  
 
In Reaktion auf ein anlässlich des Kongresses geäußertes Ersuchen, bat der EGÖD die 
britische Forschungseinrichtung Labour Research Department, eine kurze 
Zusammenfassung von Beispielen für Organisations- und Anwerbungsinitiativen quer durch 
Europa zu erstellen. Diese Zusammenstellung, deren Entwurf dem Exekutivausschuss im 
Rahmen seiner November-Tagung vorgelegt wurde, wird Bestandteil eines neuen Abschnitts 
zum Thema Organisation auf der umgestalteten Website des EGÖD, die Anfang des Jahres 
2016 online gestellt werden soll.  
 
Im Sommer kam Eddy Stam für ein Jahr zum EGÖD, als Abgesandter des niederländischen 
Gewerkschaftsbundes FNV. Eddy bringt viele Jahre Erfahrung im Bereich Organisation in 
seine Arbeit beim EGÖD ein und es ist geplant, ihn insbesondere in die diesbezügliche 
Beratung und Unterstützung unserer Partner in Mittel- und Osteuropa einzubinden.  
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Sektoren 
 

Gesundheits- und Sozialdienste 
 
Die wichtigsten Themen im Bereich der Gesundheitsdienste waren in diesem Jahr 
diejenigen, die im Rahmen des sozialen Dialogs im Krankenhaussektor behandelt wurden 
(siehe unten, sowie oben im Abschnitt Sicherheit und Gesundheit) und darüber hinaus die 
folgenden: 

 das Arbeitsprogramm für 2015-16 (www.epsu.org/a/11210); 

 die Fortsetzung der Arbeit zum Thema medizinische Assistenten – Einrichtung einer 
Arbeitsgruppe zur Beantwortung einer Umfrage der Europäischen Kommission zum 
Interesse an und der Realisierbarkeit von allgemeinen Mindestschulungsanforderungen 
für medizinische Assistenten sowie zur Vorbereitung der weiteren Arbeit auf diesem 
Gebiet; 

 eine sichere und effektive Personaldecke – Vorbereitung eines Konzeptpapiers und 
Nachbereitung des IÖD-Seminars, das im Mai in London stattgefunden hat (www.world-
psi.org/en/nurse-patient-ratios-save-lives), mit der Möglichkeit für 2016 ein thematisches 
Seminar zu organisieren; Identifizierung von Schnittstellen zwischen sicheren 
Personaldecken und EGÖD-Prioritäten, wie Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz, 
Zugang zu kontinuierlicher beruflicher Weiterentwicklung oder die Finanzierung von 
Gesundheitsdiensten; 

 weitere Diskussionen zur bilateralen Kooperation zwischen EGÖD-Partnern zugunsten 
des Umzugs ihrer Mitglieder in ein anderes Land; 

 die Nachbereitung der im Rahmen des Europäischen Semesters ausgesprochenen 
länderspezifischen Empfehlungen zum Gesundheitswesen; und  

 die Planung einer möglichen medienfreundlichen Aktion im Jahr 2016 im Kampf gegen 
die Privatisierung, Kommerzialisierung und Ökonomisierung der Gesundheits- und 
Sozialfürsorge. 

 
Ein Artikel (www.epsu.org/a/10139) fasst die Höhepunkte der September-Tagung des 
ständigen Ausschusses für Gesundheits- und Sozialdienste zusammen. 

 
Angemessene Einstellungs- und 
Beschäftigungsbedingungen waren das 
Hauptthema der Zusammenarbeit mit 
der European Public Health Alliance 
und Wemos, einer niederländischen 
Stiftung zur Förderung der 
Gesundheitsrechte, die den EGÖD im 
Oktober zu einem Handlungsaufruf 
(www.epsu.org/a/11569) und im Mai zu 
einem gemeinsamen Workshop im EU-
Parlament (www.epsu.org/a/11209) 
veranlasste. 
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Sozialdialog im Krankenhaussektor 
 
Zu den Hauptthemen, die der EGÖD und die Arbeitgebervertretung HOSPEEM im Verlauf 
des Sozialdialogs in diesem Jahr angingen, gehörten: 

 das Gemeinschaftsprojekt zu psychosozialen Risiken, Stress und Erkrankungen des 
Bewegungsapparats; 

 Mitgliederwerbung und -bindung – in Bezug auf das 2010 vereinbarte 
Aktionsrahmenwerk wurden weitere Punkte einer vornehmlich sozialpartnerbasierten 
guten Praxis zusammengestellt; im Rahmen der Dezember-Tagung wurde dann ein 
entsprechender Abschlussbericht verabschiedet (www.epsu.org/a/11944); und 

 kontinuierliche berufliche Weiterentwicklung sowie lebenslanges Lernen, mit einem 
anlässlich der Dezember-Tagung diskutierten ersten Entwurf für eine gemeinsame 
Erklärung zum Thema „Kontinuierliche berufliche Weiterentwicklung und lebenslanges 
Lernen für alle Beschäftigten im Gesundheitswesen“. 

Weitere Informationen zur EGÖD-Arbeit im Bereich Gesundheits- und Sozialdienste findet 
ihr hier: www.epsu.org/r/2 und speziell zum Sozialdialog im Krankenhaussektor hier: 
www.epsu.org/r/20. Die wichtigsten Aktivitäten und Ergebnisse von 2014 und 2015 wurden 
zusammengestellt (www.epsu.org/a/11943), um sie mit Partnern und anderen interessierten 
Organisationen leichter und weitreichender teilen zu können. 
 

Sozialdienste 
 
Die Arbeit hat sich – basierend auf dem thematischen Arbeitsprogramm der Prioritäten 
2015-16 – weiterentwickelt (www.epsu.org/a/11212). Die Frage des sozialen Dialogs im 
Bereich der Sozialdienste war erneut ein wichtiger Diskussionspunkt, während nicht auf 
Gewinn ausgerichtete Arbeitgeber des Sektors fortfahren, das Potenzial durch weitere 
seitens der Europäischen Kommission finanzierte Projekte zu erkunden (Pessis II, 
www.epsu.org/r/684, führt zu Pessis III, www.epsu.org/a/11909). 
 
Um Klarheit in Bezug auf den Ansatz des EGÖD zu schaffen, diskutierten die ständigen 
Ausschüsse der Sektoren Gesundheits- und Sozialdienste sowie Kommunal- und 
Regionalverwaltung zwei Dokumente – die „Ziele und Prinzipien der Kooperation“ sowie das 
„Strategie- und Aktionspapier“ – deren Verabschiedung durch eben diese beiden 
Ausschüsse und im Anschluss daran durch den Exekutivausschuss für 2016 geplant ist. Der 
EGÖD veröffentlichte eine Broschüre, um seine Hauptaktivitäten und die wichtigsten Ziele 
seiner Politik im Bereich Sozialdienste darzulegen (www.epsu.org/a/11677).  
 
Zu den wichtigsten Arbeitsgebieten im Bereich Sozialdienste zählten in diesem Jahr unter 
anderem: 

 Kinderfürsorge – der EGÖD veröffentlichte eine kurze Infoschrift zur Betonung des 
wirtschaftlichen und sozialen Nutzens entsprechender Investitionen 
(www.epsu.org/a/11729), gefolgt von einer Erklärung im Oktober 
(www.epsu.org/a/11728); 

 Organisation und Anwerbung – Beispiele erfolgreicher Kampagnen wurden der 
Arbeitsgruppe berichtet und in eine kurze Infoschrift des EGÖD einbezogen; 

 Altenpflege, Langzeitpflege, häusliche Pflege und Haushaltsdienste; 

 ethische Einstellungs- und Beschäftigungsbedingungen für Wanderarbeitnehmer im 
Bereich Gesundheits- und Sozialdienste. 

 
Die Arbeitsgruppe Sozialdienste traf sich im März (www.epsu.org/a/11239) und September 
(www.epsu.org/a/11019). 
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Kommunal- und Regionalverwaltung 
 
Im Zuge der Nachbereitung seines Arbeitsprogramms entschied der ständige Ausschuss für 
Kommunal- und Regionalverwaltung (LRG) des EGÖD, sich auf drei Bereiche zu 
konzentrieren: 

 potenzielle Kampagnenarbeit für eine Vergütung, die ein Leben in der Stadt erlaubt; 

 Bekanntmachung von Fällen erfolgter Rekommunalisierung sowie gescheiterter 
öffentlich-privater Partnerschaften; und 

 Vertiefung der begonnenen Arbeit zum Thema Digitalisierung. 
 
Im Dezember fand ein gemeinsam mit dem Europäischen Gewerkschaftsinstitut ETUI 
organisierter Workshop statt, bei dem zweierlei untersucht wurde: zum einen spezifische 
Fälle, in denen Dienste wieder zurück in die öffentliche Hand gelegt wurden, und zum 
anderen die entsprechenden Auswirkungen für die betroffenen Arbeitnehmer.  
In den Ausschussdebatten ging es auch um die Auswirkungen von TTIP und anderen 
Freihandelsabkommen auf kommunale Dienste, das Beschaffungswesen und die 
Zusammenarbeit mit dem Ausschuss für Gesundheits- und Sozialdienste im Bereich 
Sozialdienste (siehe oben).  
 
Im November trafen sich Vertreter von EGÖD und IÖD mit allen politischen Mitarbeitern der 
Organisation Vereinigte Städte und lokale Gebietskörperschaften (UCLG), um mit dem 
Aufbau von Beziehungen zum globalen Vertreter der Kommunalregierung zu beginnen.  
 

Kommunal- und Regionalverwaltung – Sozialdialog  

Mit seinem Gegenpart im Sozialdialog, dem RGRE, verabschiedete der EGÖD eine 
gemeinsame Erklärung zur Verbesserung des Sozialdialogs sowie eine gemeinsame 
Position zum Thema Digitalisierung. Darüber hinaus hat man mit der Arbeit an einem 
zweijährigen Projekt begonnen, das neue Formen der Dienstleistungserbringung in 
Gemeinden untersucht. 
 
Im November trafen sich der Vorsitzende des Ausschusses LRG und der Vorsitzende der 
RGRE-Arbeitgebergruppe mit einem Mitglied des Kabinetts der Kommissarin für 
Beschäftigung, Thyssen, um über die Wiederaufnahme des Sozialdialogs zu sprechen.  
 
Weitere Informationen zur Arbeit des EGÖD im Sektor Kommunal- und Regionalverwaltung 
findet ihr hier: www.epsu.org/r/3 und spezifisch zum Sozialdialog in diesem Sektor hier: 
www.epsu.org/r/73.  
 

Feuerwehr – Erhöhung der Sicherheit 

Das Feuerwehr-Netzwerk des EGÖD war 
in diesem Jahr vor allem in den Bereichen 
Sicherheit und Gesundheit sowie 
Klimawandel aktiv. Im Rahmen der 
Tagung, die im Juni in Hannover 
stattfand, wurden eine Erklärung zum 
Klimawandel verabschiedet und darüber 
hinaus die Themen berufsbedingte 
Krebserkrankungen, Todesfälle bei 
Brandeinsätzen sowie persönliche 
Schutzausrüstung (PSA) diskutiert 

(www.epsu.org/a/11501). Ende des Jahres nahm eine Reihe von Kollegen des Netzwerks 
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an einem Forum teil, das vom Verband Enprotex organisiert worden war, der im 
(öffentlichen) Beschaffungswesen für Schutzkleidung und PSA tätig ist 
(www.epsu.org/a/11864).  
 
Im April schrieb der EGÖD an die Europäische Kommission, um seiner Besorgnis darüber 
Ausdruck zu verleihen, dass es im Europäischen Forum für Zivilschutz keinen 
Arbeitnehmervertreter gibt (www.epsu.org/a/11368). 
 
Weitere Informationen zum Feuerwehr-Netzwerk findet ihr hier: www.epsu.org/r/315.  
 

Nationale und europäische Verwaltung 
 
Die dominierenden Themen des Jahres in diesem Sektor lauteten Informations- und 
Konsultationsrechte, Steuergerechtigkeit und Migration. Darüber hinaus diskutierte der 
ständige Ausschuss für nationale und europäische Verwaltung folgende Themen: 

 Digitalisierung; 

 die Modernisierung der öffentlichen Verwaltung im Kontext des Europäischen 
Semesters;  

 die Bekämpfung von Korruption im Kontext einer Anhörung vor dem Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss; und  

 den Entwurf des Arbeitsprogramms für 2016-17 für den Ausschuss für den Sozialdialog 
für zentrale Staatsverwaltung.  

 

Zentrale Staatsverwaltung – Sozialdialog 

Die bei weitem wichtigste Entwicklung des Jahres war die Verhandlung über die endgültige 
Unterzeichnung des Abkommens über Informations- und Konsultationsrechte. Darüber 
hinaus verabschiedete der Sozialdialog-Ausschuss Empfehlungen für eine gut 
funktionierende Verwaltung für Menschen in schutzbedürftiger Lage (Asylsuchende, 
arbeitslose junge Menschen sowie Rentner mit geringem Einkommen) und schlug ein 
gemeinsames Projekt im Bereich Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz mit 
Schwerpunkt psychosoziale Risiken vor.  
 
Weitere Informationen zur Arbeit des EGÖD im Sektor nationale und europäische 
Verwaltung findet ihr hier: www.epsu.org/r/4 und spezifisch zum Sozialdialog in diesem 
Sektor hier: www.epsu.org/r/566.  
 

Strafvollzugsanstalten – Sicherheit und Personaldecke 
 

Die Themen Sicherheit und Gesundheit am 
Arbeitsplatz, Personaldecke, 
Gewerkschaftsmitgliedschaft und 
Tarifverhandlungen zählten zu den wichtigsten, 
die im Februar im Rahmen einer Tagung des 
EGÖD-Netzwerks für Vollzugs- und Strafdienste 
behandelt wurden und Gegenstand einer 
Umfrage sowie eines Berichts über 
Strafvollzugsanstalten waren. Dreißig Delegierte 
aus elf Ländern nahmen an dieser Tagung in 
London teil, die gemeinsam mit der RCN, einer 
Gewerkschaft für Pflegekräfte, organisiert worden 
war (www.epsu.org/a/10944). Auch die britische 
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Gewerkschaft POA für Personal im Strafvollzug nahm an der Tagung teil und entschied sich 
im weiteren Verlauf des Jahres, Partner des EGÖD zu werden. 
 
Weitere Informationen zum Netzwerk für Vollzugs- und Strafdienste findet ihr hier: 
www.epsu.org/r/226.  
 

Botschafts- und diplomatische Mitarbeiter – Aufdeckung der Verletzung von 
Rechten 

Bereits in der Vergangenheit hat der EGÖD deutlich auf die 
Probleme aufmerksam gemacht, denen sich Botschafts- und 
diplomatische Mitarbeiter gegenübersehen, wenn es darum 
geht, ihre Gewerkschafts- und Arbeitnehmerrechte in einem 
Umfeld geltend zu machen, in dem Arbeitgeber sich auf den 
Standpunkt stellen, grundlegendes Arbeitsrecht gelte nicht für 
sie. Ein 2015 veröffentlichter neuer Bericht liefert weitere 
Beweise für die Verletzungen der Rechte dieser Arbeitnehmer. 
Verletzungen wie die Nichtauszahlung von Gehältern, 
Entlassung bei Krankheit, Beschäftigung ohne Arbeitsvertrag, 
die Verweigerung von Pensionsansprüchen und die Gewährung 
von kaum oder keinen Urlaubstagen oder Ruhepausen. Erstellt 
worden war der Bericht von der Amsterdam International Law 
Clinic, bei der er vom EGÖD und seinem niederländischen 
Partner FNV Overheid in Auftrag gegeben worden war 
(www.epsu.org/a/11470). 
 
Darüber hinaus hat der EGÖD das Thema mangelnder Gewerkschafts- sowie Informations- 
und Konsultationsrechte bei europäischen Gremien wie dem Europäischen Patentamt 
(www.epsu.org/a/11201) und der Europäischen Zentralbank (www.epsu.org/a/11252) zur 
Sprache gebracht. 

 

Öffentliche Versorgungsbetriebe 
 
Neben den Schwerpunkten Klimawandel (siehe Seite 11) und Recht auf Wasser (siehe Seite 
8) waren für den Ausschuss Öffentliche Versorgungsbetriebe folgende Themen die 
wichtigsten des Jahres: 

 die Energie-Union und die Notwendigkeit sicherzustellen, dass sie soziale und 
beschäftigungsrelevante Aspekte berücksichtigt – der EGÖD war zweimal Mitglied von 
EGB-Delegationen, die sich mit dem Vize-Präsidenten der Kommission, Maroš 
Šefčovič, getroffen haben; 

 das Energie-Paket der Kommission, das die Punkte Emissionshandel, Energieeffizienz, 
Verbraucherrechte und Gestaltung des Energiemarktes umfasst; und  

 Energiearmut – der Ausschuss stimmte zu, sich dem Verband Trade Unions for Energy 
Democracy (Gewerkschaften für Energiedemokratie) anzuschließen und Droit a 
l'Energie - SOS Futur (Das Recht auf Energie – SOS Zukunft), die internationale Lobby- 
und Kampagnengruppe von The Right to Energy (Das Recht auf Energie), zu 
unterstützen. Darüber hinaus nahm er an einem Treffen mit Mitgliedern des 
Europäischen Parlaments, dem Europäischen Netzwerk zur Bekämpfung von Armut 
und Vertretern des Kabinetts von Vize-Präsident Šefčovič teil. 

 
Weitere Informationen zum ständigen Ausschuss Öffentliche Versorgungsbetriebe findet ihr 
hier: www.epsu.org/r/16 und zum Thema Energie hier: www.epsu.org/r/34. 

http://www.epsu.org/r/34
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Abfallwirtschaft 

Der EGÖD stand – ebenso wie zahlreiche andere Organisationen – der Entscheidung der 
Europäischen Kommission, einen Vorschlag zur Kreislaufwirtschaft zurückzuziehen, äußerst 
kritisch gegenüber. Im weiteren Verlauf des Jahres führte die Kommission tatsächlich eine 

Konsultation durch, die der EGÖD nutzte, um das 
Versäumnis, in diesem Zusammenhang auf 
Beschäftigungsaspekte einzugehen, 
hervorzuheben (www.epsu.org/a/11628). Ende 
des Jahres schließlich stellte die Kommission ein 
Paket zusammen, das die Rolle des Sozialdialogs 
und die Bedeutung einer qualifizierten 
Arbeitnehmerschaft anerkannte – der EGÖD 
jedoch betonte auch die darüberhinausgehende 
Notwendigkeit, Schutz vor Niedriglöhnen und 
unzureichenden Standards in Bezug auf 

Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz zu gewähren (www.epsu.org/a/11882).  
 
Weitere Informationen zum Thema Abfallwirtschaft findet ihr hier: www.epsu.org/r/34.  
 

Stromwirtschaft – Sozialdialog 

Neben der gemeinsamen Erklärung zum Klimawandel, arbeitete der Ausschuss auch an der 
Entwicklung eines Qualitätsrahmens für Praktika, diskutierte eine Zusage für mehr 
Ausbildungsplätze und verabschiedete einen gemeinsamen Brief an die Europäische 
Kommission mit der Forderung, eine Einschätzung der sozialen Auswirkungen der neuen 
Gestaltung des Energiemarktes vornehmen zu lassen.  
 
Weitere Informationen zum Sozialdialog im Bereich Stromwirtschaft findet ihr hier: 
www.epsu.org/r/99.  
 

Transnationale Unternehmen und europäische Betriebsräte 
 
Bei dem multinationalen Unternehmen Suez Environnement war der EGÖD in 
Verhandlungen zu den Punkten Gleichstellung (www.epsu.org/a/11125), strategische 
Personalplanung (www.epsu.org/a/11466) und Qualifikationen (www.epsu.org/a/11720) 
eingebunden. Er war im Verhandlungsteam bei ENGIE (ehemals GdF-Suez) aktiv, mit dem 
Ziel, nach der Umstrukturierung des Unternehmens ein Abkommen in puncto 
Arbeitsverhältnisse zu erreichen. 
 
Im Rahmen eines von der Europäischen Kommission finanzierten Projekts zur 
Unterstützung europäischer Betriebsratsmitglieder und GewerkschafterInnen in Bezug auf 
die Stärkung ihrer Kompetenzen im Sozialdialog arbeitete der EGÖD im Verlauf des Jahres 
mit dem Beratungsunternehmen Syndex zusammen. Das Projekt „Working together for 
European recovery" (Zusammenarbeiten, damit Europa sich erholt) war ausgerichtet auf 
Vertreter mit Erfahrung auf drei unterschiedlichen Ebenen (www.epsu.org/a/11055). 
 
Im März organisierte der EGÖD in Zusammenarbeit mit dem ETUI, dem Europäischen 
Gewerkschaftsinstitut, einen Workshop zu multinationalen Unternehmen im Bereich 
Infrastruktur, Schwerpunkt Energiesektor. Die Debatte hob die Notwendigkeit hervor, in die 
Felder öffentliche Infrastruktur und Dienste, neue Technologien sowie Weiterbildung und 
Qualifikation zu investieren (www.epsu.org/a/11235). 
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Organisatorisches 
 

Finanzen 
 
Der EGÖD hat seine Finanzen erneut den sinkenden Mitgliedszahlen angepasst. Der 
Mitgliedsbeitrag ist somit um zwei Eurocents pro Mitglied und Jahr gestiegen. Wie schon 
2015, orientierte sich der Haushaltsentwurf für 2016, der dem Exekutivausschuss im 
November vorgelegt wurde, mit seinen wichtigsten Ausgabenpositionen an den politischen 
Prioritäten. Der Haushaltsentwurf für 2015 war auf einer Basis von 6,5 Mio. Mitgliedern 
erstellt worden, gegenüber 6,7 Mio. für 2014. Der Auditorenbericht 2014 für Mitglieder, der 
dem Ausschuss im November vorgelegt wurde, merkt an: „Die Konten werden nach wie vor 
überaus professionell geführt. Sie sind übersichtlich, präzise und ermöglichen einen 
ausgesprochen schnellen Zugriff auf sämtliche geforderten Belege und Informationen – alles 
ist in höchstem Maße transparent.“  
 

Mitgliedschaften 
 
Der EGÖD arbeitet weiter daran, Gewerkschaften im Bereich des öffentlichen Dienstes als 
Partner des EGÖD zu gewinnen; darüber hinaus unterstützt er bestehende Partner-
Gewerkschaften darin, ihre Art und Weise der Organisation und Anwerbung neuer Mitglieder 
zu verbessern. So konnte der EGÖD im Verlauf des Jahres mit besonderer Freude die 
griechische Stromgewerkschaft GENOP sowie die britische Strafvollzugsgewerkschaft POA 
als neue Partner begrüßen – zwei Gewerkschaften, zu denen der EGÖD über viele Jahre 
hinweg eine gute Beziehung aufgebaut hatte. Ebenso freuen wir uns, die kirgisische 
Gewerkschaft Industrie, öffentliche Versorgungsbetriebe und Arbeitnehmer in unserer Mitte 
willkommen zu heißen – unseren zweiten Partner in diesem Land. Alles in allem ist die 
sinkende Mitgliederzahl vor allem dem Verlust einzelner Mitglieder bei unseren Partnern 
zuzuschreiben, was in der Folge eine geringere Mitgliederzahl für den EGÖD bedeutet. 
Daneben haben sich 2015 allerdings auch zwei Gewerkschaften entschieden, ihre 
Partnerschaft mit dem EGÖD zu beenden: die niederländische CNV Connectief und die 
Central Union of Special Branches (Zentralgewerkschaft für spezielle Branchen), die in die 
finnische AKAVA eingebunden ist. 
 

Personelles 
 
Was diesen Punkt angeht, haben sich im Verlauf des Jahres einige Änderungen ergeben. 

Der EGÖD verabschiedete seine ehemalige Generalsekretärin Carola Fischbach-Pyttel. 

Carola trat anlässlich des Kongresses im Mai 2014 zurück, ihr Vertrag lief jedoch noch bis 

Ende 2015. Unser Beauftragter für Versorgungsbetriebe,  Jerry van den Berge, hat den 

EGÖD verlassen und ist zurück in die Niederlande gegangen. Guillaume Durivaux, der zu 

seinem Nachfolger ernannt wurde, soll diese Position ab Januar 2016 ausfüllen. Bis dahin 

übernimmt Jan Willem Goudriaan die entsprechenden Aufgaben. 

 
Pablo Centellas Sanchez, unser Presse- und Kommunikationsbeauftragter, beantragte ein 
Sabatical und verließ den EGÖD am 29. Oktober. Zu seiner Nachfolgerin mit einjährigem 
Arbeitsvertrag wurde Ruby Waterworth ernannt, die ihre Arbeit beim EGÖD Anfang 
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Dezember aufnahm. Patrick Orr, der 2014 bereits als Praktikant für den EGÖD gearbeitet 
hatte, wurde auf Basis eines viermonatigen Arbeitsvertrags zum politischen Assistenten 
ernannt, um die Kampagnenarbeit zum Thema Steuergerechtigkeit sowie einige Bereiche 
der Jugendarbeit zu unterstützen. Ursprünglich sollte sein Vertrag bis Januar 2016 laufen, 
es wurde jedoch vereinbart, diesen bis Juni 2016 zu verlängern. 
Anaïs Arcon Diaz erhielt im Januar 2015 einen unbefristeten Arbeitsvertrag. 

Eddy Stam vom FNV in den Niederlanden unterstützt den EGÖD ein Jahr lang durch seine 

Arbeit im Bereich gewerkschaftliche Organisierung und Mitgliederwerbung. 

Darüber hinaus leisteten uns im Laufe des Jahres sechs PraktikantInnen wertvolle Hilfe: Vier 

von ihnen kamen von der Universität Odense in Dänemark – Cathrine Festersen, Daragh 

Hamilton, Xenofon Zimoziogas und Francisco Pando Junco – während Natascha Henry an 

der Universität Maastricht in den Niederlanden studierte. Die sechste Praktikantin, Morgane 

Goret Le Guen, kam vom Institut Science Po Rennes. 

Peter Marghsteiner von younion (ehemals GdG-KMSfB), einer unserer österreichischen 
Partner-Gewerkschaften, arbeitete einen Monat lang bei uns, um Erfahrung im Hinblick auf 
europäische Gewerkschaftsthemen zu sammeln.  
 

Kommunikation 
 

Wir haben weiter daran gearbeitet, das 
Profil des EGÖD zu schärfen, um die 
Sichtbarkeit unseres Verbandes in 
Bereichen zu erhöhen, die so große 
Aufmerksamkeit genießen, wie 
beispielsweise die Themen 
Steuergerechtigkeit, Freihandel und 
Recht auf Wasser. Gleichzeitig haben 
wir unsere Partner durch regelmäßige 
Newsletter sowie die neuesten 
Pressemitteilungen und Erklärungen zu 
politischen Schlüsselbereichen stets auf 
dem neuesten Informationsstand 

gehalten. Verstärkte Bemühungen flossen auch in die Verbreitung von Informationen per 
Twitter und Facebook. 
 
Anfang Juni versammelte der EGÖD sein gewerkschaftliches Journalistennetzwerk in 
Madrid. Anstatt jedoch lediglich über Kommunikationsthemen und -techniken zu diskutieren, 
wurde die Gruppe aktiv und produzierte eine Reihe von Video- und Audioberichten über die 
Situation in Spanien. Kollegen aus verschiedenen Ländern trafen lokale Aktivisten und 
diskutierten – über die Auswirkungen der Sparpolitik und die Ebola-Krise, über 
Gewerkschaftsrechte und Privatisierung, über Steuergerechtigkeit und anderes mehr 
(www.epsu.org/r/267). 
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EGÖD-IÖD-Kooperationsausschuss 
 
Der EGÖD-IÖD-Kooperationsausschuss, der im Rahmen der EGÖD-IÖD-Europa-Fusion 
2009 eingerichtet wurde, tagte im Februar 2015; zu den wichtigsten Punkten auf der Agenda 
gehörten:  

 die Fortsetzung der Diskussion hinsichtlich der Bedenken der russischen Partner, mit 
Schwerpunkt auf der Identifizierung von Themen, die für beide Seiten relevant sind, wie 
z. B. Migration, Entwicklung von Löhnen und Gehältern, Sicherheit und Gesundheit am 
Arbeitsplatz oder auch die Zollunion; 

 die Tagung junger Gewerkschaftsvertreter, die im März in Bukarest stattfand und vom 
EGÖD, der IÖD und dem ETUI gemeinsam organisiert worden war; 

 Überlegungen in Bezug auf eine Verschiebung von Prioritäten und Ressourcen – der 
Kooperationsausschuss denkt über ein stärkeres Engagement des EGÖD und seiner 
Partner im Bereich Organisation und Anwerbung nach; 

 die Verstärkung der Kooperationsmechanismen zwischen den einzelnen Sekretariaten 
und politischen Mitarbeitern, um eine effektive Koordination zu gewährleisten; und  

 der seitens der Region Europa geleistete Beitrag im Rahmen der Anstrengungen, den 
finanziellen Druck, der auf der IÖD lastet, zu mildern. 
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Mittel- und Osteuropa 
 
Die meisten der Themen, die unseren Partnern in Mittel- und Osteuropa Sorgen bereiten, 
spiegeln sich in den Arbeitsschwerpunkten des EGÖD wider – so z. B. 
Freihandelsabkommen, Steuergerechtigkeit, Recht auf Wasser oder auch Sicherheit und 
Gesundheit am Arbeitsplatz. Daneben gibt es jedoch auch einige Bereiche, die für unsere 
Partner in dieser Region von besonderer Bedeutung sind; um diese kümmert sich der EGÖD 
in Form spezieller Aktionen sowie Diskussionen bei Wahlkreis-Tagungen. 
 
Im Rahmen der November-Tagung des Exekutivausschusses eröffnete der EGÖD eine 
Debatte über die künftige Ausrichtung der Arbeit in Mittel- und Osteuropa (MOE). 
Organisation, Anwerbung und Kampagnenarbeit wurden als wichtige Bereiche angesehen, 
die sowohl in der täglichen Arbeit der Gewerkschaften in den Wahlkreisen vor Ort als auch 
in Bezug auf dortige Projekte mehr Raum einnehmen und als Prioritäten behandelt werden 
sollten. Die Fortsetzung der Diskussion dieser Fragen ist für die April-Tagung des 
Exekutivausschusses vorgesehen.  
 
Das Thema Organisation und Anwerbung war auf den Tagesordnungen der Wahlkreis-
Tagungen nicht zu übersehen und Fokus einer neuen Initiative, in die auch Eddy Stam, 
Abgesandter der niederländischen Gewerkschaft FNV und erfahrener Organisator, 
eingebunden ist. Mittel- und osteuropäische Partner des Sektors Gesundheits- und 
Sozialdienste waren eingeladen, sich von Eddy unmittelbar beraten zu lassen, und 
litauische, rumänische sowie slowakische Gewerkschaften des Gesundheitssektors 
schlossen sich diesem Projekt an. Den Auftakt bildet ein Seminar in London, das für Februar 
2016 geplant ist, gefolgt von Besuchen bei den jeweiligen Partnern vor Ort. 
 
Eddy stand unseren Partnern in beratender und unterstützender Funktion zur Verfügung und 
Ende des Jahres konnte er zurückblicken auf gehaltene Präsentationen, die Teilnahme an 
Tagungen in Ungarn und der Ukraine sowie seine Beteiligung an dem Projekt rund um das 
ILO-Schulungszentrum (siehe unten), bei dem er im Rahmen des regionalen Workshops, 
der im September in Sofia stattfand, wie auch im Kontext der Abschlusskonferenz in Turin 
Schulungen zu den Themen Organisation und Kampagnenarbeit abhielt. 
 
Der November-Tagung des Exekutivausschusses ging eine Diskussion über die Eurasische 
Wirtschaftsunion (EEU) voraus, der gegenwärtig Russland, Kasachstan und Kirgisistan (im 
EGÖD-Wahlkreis Russland und Zentralasien) sowie Weißrussland und Armenien (im 
EGÖD-Wahlkreis Nordosteuropa) angehören. Der Exekutivausschuss nahm den Bericht zur 
Kenntnis und stimmte einer Beobachtung der weiteren Entwicklung, insbesondere im 
Hinblick auf die soziale Dimension der EEU, zu.  
 
Im Juni unterbreitete der EGÖD der Europäischen Kommission eine Antwort in Reaktion auf 
deren Konsultation zu ihrer europäischen Nachbarschaftspolitik, die für Armenien, 
Aserbaidschan, Weißrussland, Georgien, Moldawien und die Ukraine von Bedeutung ist 
(www.epsu.org/a/11545). Im Fokus dieser Antwort standen qualitativ hochwertige öffentliche 
Dienste und die Rolle, die sie im Kontext der Entwicklung nachhaltiger, demokratischer und 
kohäsiver Gesellschaften spielen. 
 
Mit dem IAO-Schulungszentrum in Turin kooperierte der EGÖD erstmals im Rahmen eines 
großen, seitens der Europäischen Kommission finanzierten Projekts unter Einbeziehung von 
Partnern aus Mittel- und Osteuropa. Dieses Projekt behandelte eine breite Palette von 
Themen wie beispielsweise IAO-Abkommen, Entwicklungen bei Tarifverhandlungen, 
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Organisation und Anwerbung, Kampagnenarbeit und Kommunikation sowie 
Gewerkschaftsrechte (http://actrav-courses.itcilo.org/en/p4-57675). Finanziert wurde das 
Projekt durch die EU, doch die Bereitstellung zusätzlicher Mittel durch den EGÖD gab auch 
einer Reihe von Partnern außerhalb der EU die Möglichkeit, an der Eröffnungstagung sowie 
an regionalen Workshops teilzunehmen. Zu diesen Partnern zählten Gewerkschaften aus 
Armenien, Aserbaidschan, Bosnien-Herzegowina, Georgien, Moldawien, Tadschikistan und 
der Ukraine. 
 
Im Laufe des Jahres unterstützte der EGÖD eine Reihe von Aktionen, Streiks und Protesten 
von Partnern in Mittel- und Osteuropa, wie z. B.: 

 die Kampagne sowie die Proteste rund um die Entlassung von Mitarbeitern des Maltepe 
Hospitals in Istanbul (www.epsu.org/a/11435, www.epsu.org/a/11183, 
www.epsu.org/a/11053); 

 das Recht der rumänischen Fluglotsengewerkschaft auf Information und Konsultation zu 
Umstrukturierungsmaßnahmen (www.epsu.org/a/11182);  

 die Kampagne für Lohn- und Gehaltserhöhungen für Mitarbeiter im Kulturwesen 
Ungarns (www.epsu.org/a/11081); 

 den Gesundheitsstreik der FSSHK im Kosovo (www.epsu.org/a/11138); 

 die gegen die Sparpolitik gerichteten Proteste der lettischen Gewerkschaft im 
Gesundheitswesen (www.epsu.org/a/11367); 

 die Proteste rund um das Thema Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz bei dem 
ungarischen Atomkraftwerk PAKS (www.epsu.org/a/11425); und  

 den Widerstand gegen die neue handelsfeindliche Gesetzgebung sowohl in der Ukraine 
(www.epsu.org/a/11649) als auch in Litauen (www.epsu.org/a/11669).  

 
Vertreter des EGÖD nahmen darüber hinaus an einer Reihe von Veranstaltungen und 
Besuchen teil, so etwa in:  

 Kasachstan und Kirgisistan (www.epsu.org/a/11653); 

 Aserbaidschan (www.epsu.org/a/11149); und 

 Weißrussland (www.epsu.org/a/11312). 
 

 
Wahlkreis-Tagungen in Mittel- und Osteuropa fanden im 
März statt. Die anhaltenden Auswirkungen der Sparpolitik 
und Privatisierung zählten zu den meist diskutierten 
Themen im Rahmen der Tagung des Wahlkreises 
Nordosteuropa, die in Vilnius stattfand 
(www.epsu.org/a/11297). Organisation und Anwerbung 
standen auf der Agenda der in Istanbul abgehaltenen 
Tagung des Wahlkreises Südosteuropa, der ein Treffen 
speziell für in dieser Region ansässige Gewerkschaften 
des Gesundheitssektors vorausging, zur Diskussion über 
Privatisierungstrends sowie Organisation im Privatsektor 
(www.epsu.org/a/11251). Der Punkte Organisation im 
privaten Gesundheitssektor sowie die negativen 
Auswirkungen öffentlich-privater Partnerschaften waren 
zwei der Hauptthemen, die der Wahlkreis Russland und 
Zentralasien in Duschanbe diskutierte 
(www.epsu.org/a/11221). Bei der Tagung der Partner aus 
Mitteleuropa und dem westlichen Balkan, die in Bled 

(Veldes) stattfand, lag der Fokus auf dem Widerstand gegen die aktuell drohenden 
Freihandelsabkommen (www.epsu.org/a/11308). 

http://www.epsu.org/a/11308
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Liste der wichtigsten Veröffentlichungen 2015 
 
 
European Neighbourhood Policy 

 EPSU response to the EC consultation : "Towards a new European Neighbourhood 
Policy, June 2015 (EN/RU)  www.epsu.org/a/11545  

 
Health and Social Services   

 Social Services for all – EPSU brochure (EN/FR/DE/IT/ES/CZ/RU/SR/SV)  
www.epsu.org/a/11677   

 The social and economic benefits of good quality childcare and early years education? 
EPSU Briefing, October 2015 (LRD) www.epsu.org/a/11729   

 
Local and Regional Government 

 Joint Social Partner Declaration on the opportunities and challenges of digitalization, 
December 2015 (EN) http://www.epsu.org/a/11865  

 New forms of service delivery for municipalities, the contribution of social dialogue and 
good practice for well-being at work” – Theme: Digitalisation of local authority services in 
Europe -  http://www.epsu.org/a/12064,  final report EPSU-CEMR Project, October 2015 

 Joint Statement in advance of Joint High Social Dialogue Summit: Local and Regional 
Government involvement in European Economic Semester, March 2015 (EN) 
http://www.epsu.org/a/11213 

 
Migration, migrant workers, mobility and cross-border recruitment 

 EPSU Executive Committee Statement: EU must assume its responsibility on the 
migration and asylum crisis in Mediterranean and Aegean Seas, April 2015 
(EN/FR/DE/ES/SV/RU) www.epsu.org/a/11383  

 
National and European Administration 

 Landmark agreement on information and consultation rights reached by TUNED, the 
EPSU-led trade union delegation, and EUPAE for central government, December 2015 
http://www.epsu.org/a/11955  

 Response to the Consultation of European Commission on a consolidation of the EU 
Directives on information and consultation of workers , adopted by the SDC CGA on 2 
June 2015, www.epsu.org/a/11485  

 Policy recommendations for a quality service in central government administration , 
adopted on 21 April 2015 by the European Social Dialogue Committee for Central 
Government Administrations (SDC CGA) www.epsu.org/a/11477  

 
Public Services 

 EPSU Executive Committee Statement on Greece: The EPSU Executive Committee 
supports the statement agreed at the ETUC Executive Committee on 10 and 11 March – 
Greece after the election: an opportunity for Europe, April 2015 (EN only)  
www.epsu.org/a/11384  

 Report "Public services under attack - TTIP, CETA, and the secretive collusion between 
business lobbyists and trade negotiators" (EN/FR/DE) http://www.epsu.org/a/11731 

 Unhappy meal: €1 Billion in Tax Avoidance on the menu at McDonald’s, joint report 
EPSU, EFFAT, SEIU and War on Want, 24 February 2015 www.epsu.org/a/11315  

 

http://www.epsu.org/a/11545
http://www.epsu.org/a/11677
http://www.epsu.org/a/11729
http://www.epsu.org/a/11865
http://www.epsu.org/a/12064
http://www.epsu.org/a/11213
http://www.epsu.org/a/11383
http://www.epsu.org/a/11955
http://www.epsu.org/a/11485
http://www.epsu.org/a/11477
http://www.epsu.org/a/11384
http://www.epsu.org/a/11731
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Utilities 

 EURELECTRIC/IndustriAll Europe/EPSU Joint position on New Energy Market Design, 
October 2015 (EN) www.epsu.org/a/12022  

 EURELECTRIC/IndustriAll Europe/EPSU Climate change - Joint Position on addressing 
measures to mitigate social impacts, September 2015 (EN/CZ) www.epsu.org/a/11679 

 Our Public Water Future : The global experience with remunicipalisation, Joint report 
TNI, PSIRU, Multinational Observatory, MSP and EPSU - April 2015 (EN)  
www.epsu.org/a/11310  

 EPSU contribution to EU public consultation Circular Economy: Absurdistan, August 
2015 (EN) www.epsu.org/a/11628  

 
Taxation 

 Unhappy meal : €1 Billion in Tax Avoidance on the menu at McDonald’s, joint report 
EPSU, EFFAT, SEIU and War on Want, 24 February 2015 (EN/DE)  
www.epsu.org/a/11315  

 
 
 
 
  

http://www.epsu.org/a/12022
http://www.epsu.org/a/11679
http://www.epsu.org/a/11310
http://www.epsu.org/a/11628
http://www.epsu.org/a/11315
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EGÖD-Veranstaltungen 2015 
 
Executive Committee 

24/02 EPSU President and Vice-Presidents Brussels 

28-29/04 Executive Committee Brussels 

10/09 EPSU President and Vice-Presidents Brussels 

3-4/11 Executive Committee Brussels 

Utilities 

24/02 SD Electricity Working Group Brussels 

9/03 Workshop on multinationals in infrastructure Brussels 

10/03 European Works Council Coordinators Network Brussels 

11/03 Utilities Standing Committee Brussels 

24/03 European water movement event Brussels 

24/03 SD Electricity Working Group Brussels 

21/09 SD Electricity Plenary Brussels 

6/10 European Works Council Coordinators Network Brussels 

7/10 Utilities Standing Committee Brussels 

29/11-11/12 COP 21 Climate Change Conference Paris 

3/12 Remunicipalisation Brussels 

Local & Regional Government 

23/02 SD LRG Working group Brussels 

24/02 Local and Regional Government Standing Committee Brussels 

22/05 SD LRG Working Group Brussels 

11-12/06 Firefighters Network Hannover 

21/09 SDC Local government project – 1
st
 seminar Brussels 

22/09 Local and Regional Government Standing Committee Brussels 

2/12 SD LRG Plenary Brussels 

Health & Social Services 

26-29/01 Organising and recruiting in Social services in CEE + SEE Zagreb 

25/02 Working group Social Services (1) Brussels 

26/02 Health and Social Services Standing Committee Brussels 

27/02 Steering OSH Internal EPSU delegation Brussels 

6/03 SSDC HS Working Group (1) Brussels 

25/03 SSDC HS project – Conf. on MSD Paris 

6/05 PHS project regional seminar (1) Rome 

21/05 Socially responsible procurement Brussels 

27/05 PHS project regional seminar (2) Brighton 

4/06 SSDC HSS project OSH – Steering (2) Brussels 

15/06 SSDC HS Working Group (2) Brussels 

22/09 PHS project regional seminar (3) Vienna 

23/09 Working group social services (2) Brussels 

24/09 Health and Social Services Standing Committee Brussels 

10/11 SSDC HSS project OSH – Conference 2 on PSRS@W Helsinki 

10/12 SDC Hospitals Plenary Brussels 

National & European administration 

25-27/02 Prison services London 

17/03 National & European Administration Standing Committee Luxembourg 

21/04 SDC Central Government Administrations Working Group Brussels 

8/05 Modernising Public Administration – CB project 2014-2015 Brussels 

26-37/05 Tax justice training project workshop Spain 

2/06 SDC Central Government Administrations Plenary Brussels 

12/06 TUNED/EUPAN DGs Riga 

23/06 Tax justice demo Brussels 

24/06 Tax justice training project workshop Vienna 

25/09 SDC Central Government Administrations working group Brussels 
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8/10 National & European Administration Standing Committee Brussels 

9/10 Tax justice training project conference Brussels 

20/10 Modernising Public Administration – CB project 2014-2015 Brussels 

20/11 SD NEA H&S project Steering group 1 Brussels 

3-4/12 TUNED/EUPAN DGs Luxembourg 

21/12 SDC Central Government Administrations Working Group  

Gender Equality 

2/11 Women and Gender Equality Committee Brussels 

Collective Bargaining & social dialogue general 

13-14/01 Collective Bargaining Conference Brussels 

11-12/02 Decent work project kick off Brussels 

21-23/04 Decent work project workshop Bratislava 

16-18/06 Decent work project workshop Montenegro 

7-9/07 Decent work project workshop Estonia 

2-4/09 Decent work project workshop Bulgaria 

7-8/10 Precarious work Brussels 

14-15/12 Decent work project final Conference Turin 

Youth 

4/02 Youth Network Brussels 

16-18/03 EPSU/PSI Youth seminar Bucharest 

14-15/05 European Youth conference Dubrovnik 

3-4/09 Youth seminar org. in health sector Rostov 

6/10 Youth Network steering group Madrid 

Constituencies 

15-16/01 Joint seminar Trade and PS Vienna 

3-4/03 Russia and Central Asia Constituency Dushanbe 

11/03 Seminar health/recruitment/organizing Istanbul 

12-13/03 South east Europe Constituency Istanbul 

25-26/03 North east Europe Constituency Vilnius 

30/03-1/04 Central and Eastern Europe constituency Bled 

1-4/06 Culture conference Budapest 

17-21/08 EPSU delegation visit Kazakhstan and Kyrgyzstan Astana and Bishkek 

26-27/08 Trade Unions organizing in times of crisis Kiev 

6-8/10 EU Association/Partnership Romania 

Other 

23/02 Cooperation Committee Brussels 

23/06 Global QPS day  

13-16/10 EPSU delegation to Greece Athens 

Staff 

2/04 EPSU/PSI policy staff meeting Geneva 

ETUC 

27-28/01 ETUC Congress CPC Brussels 

10-11/03 ETUC Steering Committee & Executive Committee Brussels 

26/03 ETUC Congress CPC Brussels 

28/05 ETUC Congress CPC Brussels 

17-18/06 ETUC Steering Committee & Executive Committee Brussels 

28/09-1/10 ETUC Congress Paris 

28-29/10 ETUC Steering Committee & Executive Committee Brussels 

16-17/12 ETUC Steering Committee & Executive Committee Brussels 

PSI 

18/02 PSI Global day of action for the right to strike  

27-28/05 PSI Executive Board Geneva 

16/11 PSI Constitution WG (1
st
 mtg) Geneva 

17-18/11 PSI Steering Committee Geneva 

Trade 

15-16/01 Joint seminar Trade and PS Vienna 
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18/04 Global day of action on Trade  

21/05 EPSU/ETUC workshop on the implementation of the new 
Public Procurement Directives 

Brussels 
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List of photos 
 
Page 6  EPSU Executive committee participants blowing whistles and holding up photos of 

Deltour and signs with slogans of support - action to mark the one-year 
anniversary of the LuxLeaks revelations, November 2015 

Page 8  Participants at the final conference of the Tax training project: “Raising awareness 
of tax dodging in Europe & sub-Saharan Africa”, Brussels, October 2015 

Page 8  MEP Lynn Boylan, guest speaker at the EPSU Executive Committee, Brussels, 
November 2015 

Page 9 Training seminar “Challenging the liberalisation of public services in TTIP and 
beyond” organised by EPSU, ETUCE, AK and ÖGB, Vienna, Austria, January 
2015 

Page 10 Central and Eastern Europe Constituency meeting, Bled, Slovenia, March 2015 

Page 11 Social Dialogue Committee for Central Government Administrations signing 
agreement on Information and Consultation at the European Commission, 
Brussels, December 2015 - From left to right: Britta Lejon, President EPSU 
Standing Committee NEA, Klaus Heeger, CESI General Secretary, Jan Willem 
Goudriaan, EPSU General Secretary, Marylise Lebranchu, Ministre de la Fonction 
Publique, France 

Page 12 COP 21, Paris, December 2015 

Page 14 STAL Congress, Lisbon, June 2015 

Page 15 Maltepe Hospital rally, Istanbul, February 2015 

Page 15 Right to strike action, Brussels, February 2015 

Page 16 Ver.di conference “Arbeit 4.0  Decent work in a digital society”, Berlin, June 2015 -  

 Panel with O. Roethig, Uni-E, Moderator (of Taz) C. Fritsch from GPA (Austria), 
C.Kurz, Chaos Computer Club 

Page 20 EPSU Youth Network steering group meeting, Madrid, October 2015 

Page 21 Health sector workers (LVSADA union) protest action, Riga, Latvia, April 2015 

Page 23 EPSU Firefighters Network meeting, Hannover, June 2015  

Page 24 SNLP prison workers’ union organised a protest in front of the national prison 
service, Romania, August 2015 

Page 25 European Central Bank action at DGB House, Frankfurt, March 2015 

Page 26 FSP-UGT workers, Spain, Public Service Day, June 2015 

Page 28 EPSU Trade Union Journalists network meeting, Madrid, May 2015 

Page 31 Meeting with Kyrgyzstan unions, Astana, August 2015 



 
 

 

  



 
 

 

 
 



 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der EGÖD ist der Europäische Gewerkschaftsverband für den Öffentlichen 
Dienst. Er ist der größte Verband innerhalb des Europäischen 
Gewerkschaftsbundes (EGB) und vereint 8 Millionen Beschäftigte des 
öffentlichen Dienstes, die in mehr als 263 Gewerkschaften organisiert sind: 
Arbeitnehmer aus der Energie-, Wasser- und Abfallwirtschaft, den Gesundheits- 
und Sozialdiensten sowie der kommunalen und nationalen Verwaltung – und 
das in allen Ländern Europas, einschließlich der osteuropäischen 
Nachbarstaaten der EU. Der EGÖD ist die anerkannte regionale Organisation 
der Internationale der Öffentlichen Dienste (IÖD). 
 
Weitere Informationen zum EGÖD und unserer Arbeit findet ihr hier: 
www.epsu.org  
 
 


